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Das Niedersächsische Ministerium für Wissenschaft und Kultur hat mit Erlass vom 07.06.2012 (Az.: 27.5-74503-113) 
gemäß § 18 Abs. 8 und 14 NHG und § 7 Abs. 2 NHZG i.V.m. § 51 Abs. 3 NHG die folgende Ordnung über den Zugang 
und die Zulassung für den konsekutiven Masterstudiengang Bildungswissenschaften genehmigt. Die Ordnung tritt am 
Tage nach ihrer hochschulöffentlichen Bekanntmachung im Verkündungsblatt der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität 
Hannover in Kraft. 
 
 

Ordnung über den Zugang und die Zulassung  
für den konsekutiven Masterstudiengang Bildungswissenschaften 

 
 

Präambel 

Die Philosophische Fakultät der Leibniz Universität Hannover hat am 02.05.2012 folgende Ordnung nach  
§ 18 Abs. 8 und § 7 NHZG beschlossen: 

 

§ 1 

Geltungsbereich 

(1) Diese Ordnung regelt den Zugang und die Zulassung zum Masterstudiengang Bildungswissenschaften. 

(2) Die Zugangsvoraussetzungen richten sich nach § 2. 

(3)  Erfüllen mehr Bewerberinnen und Bewerber die Zugangsvoraussetzungen als Plätze zur Verfügung  
stehen, werden die Studienplätze nach dem Ergebnis eines hochschuleigenen Auswahlverfahrens ver-
geben (§ 4). Erfüllen weniger Bewerberinnen und Bewerber die Zugangsvoraussetzungen als Plätze zur 
Verfügung stehen, findet ein Auswahlverfahren nicht statt. 

 

§ 2 

Zugangsvoraussetzungen 

(1) Voraussetzung für den Zugang zum Masterstudiengang Bildungswissenschaften ist, dass die  
Bewerberin oder der Bewerber 
a) - entweder an einer deutschen Hochschule oder an einer Hochschule, die einem der Bologna-

Signatarstaaten angehört, einen Bachelorabschluss in einem Zwei-Fach-Bachelorstudiengang mit 
bildungswissenschaftlichen Anteilen oder einem diesem gleichwertigen Abschluss oder einen Ab-
schluss in einem fachlich eng verwandten Studiengang erworben hat, oder 

- an einer anderen ausländischen Hochschule einen gleichwertigen Abschluss in einem fachlich eng 
verwandten Studiengang erworben hat; die Gleichwertigkeit wird nach Maßgabe der Bewertungs-
vorschläge der Zentralstelle für ausländisches Bildungswesen beim Sekretariat der Kultusminister-
konferenz (www.anabin.de) festgestellt, 

sowie 

b) - die besondere Eignung gemäß Absätze 2 bis 4 nachweist. 

Die Entscheidung, ob ein Studiengang fachlich eng verwandt ist, trifft die nach § 5 definierte Auswahl-
kommission; die positive Feststellung kann mit der Auflage verbunden werden, noch fehlende Module 
innerhalb von zwei Semestern nachzuholen. 

(2)  Die besondere Eignung wird auf der Grundlage des Ergebnisses der Abschlussprüfung nach Absatz 1 a) 
festgestellt und setzt voraus, dass das vorangegangene Studium mit mindestens der Note 2,5 abge-
schlossen wurde. Weitere Kriterien sind der persönliche und berufliche Werdegang, dargestellt durch 
Zeugnisse, die ein relevantes persönliches und/ oder berufliches Engagement und Interesse bestätigen, 
und eine Stellungnahme zu den Beweggründen für die beabsichtigte Aufnahme des Studiums und mit 
den mit dem Studium angestrebten Zielen.  

(3)  Abweichend von Absatz 2 wird von der besonderen Eignung ausgegangen, wenn der Studienabschluss 
zum Bewerbungszeitpunkt zwar noch nicht vorliegt, aber bereits 83,33 % der insgesamt erforderlichen 
Leistungen erfolgreich erbracht wurden (d.h. mindestens 150 Leistungspunkte vorliegen). Können  
Bewerberinnen und Bewerber den Nachweis der geforderten 150 LP nicht bis zum Ablauf der Bewer-
bungsfrist nachweisen, entscheidet der Zulassungsausschuss im Einzelfall über eine Zulassung unter 
Auflagen und den Nachweis der erforderlichen Leistungspunkte bis zum 15.9. des Jahres (bei Zulassung 
für das Wintersemester). Die aus den Prüfungsleistungen ermittelte Durchschnittsnote muss zu beiden 
Stichtagen mindestens 2,5 betragen. Absatz 2 Satz 2 bleibt hiervon unberührt. Die so ermittelte Durch-
schnittsnote wird auch im Auswahlverfahren nach § 4 berücksichtigt, unabhängig davon, ob das Ergeb-
nis der Bachelorprüfung hiervon abweicht.  
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(4)  Bewerberinnen und Bewerber, die weder eine deutsche Hochschulzugangsberechtigung aufweisen noch 
ihren Bachelorabschluss an einer deutschen Hochschule erworben haben, müssen darüber hinaus über 
ausreichende Kenntnisse der deutschen Sprache verfügen. Der Nachweis hierüber wird geführt durch 
die Vorlage eines TestDaF mit mindestens Niveaustufe 4 in allen Prüfungsteilen oder dem Nachweis  
einer Prüfung DSH mit mindestens Niveaustufe 2. 

(5) Abweichend von Absatz 1 a wird von der besonderen Eignung ausgegangen, wenn die Bewerberin oder 
der Bewerber an einer deutschen Hochschule oder an einer Hochschule, die einem der Bologna-
Signatarstaaten angehört, einen Bachelorabschluss in einem Zwei-Fach-Bachelorstudiengang oder  
einem diesem gleichwertigen Abschluss in einem nicht fachlich eng verwandten Studiengang erworben 
hat sowie  

- entweder über eine fachlich eng verwandte, abgeschlossene berufliche Vorbildung verfügt, oder  

- einschlägige Berufserfahrungen im Umfang von mindestens einem Jahr nachweisen kann. 

Die nach § 5 definierte Auswahlkommission trifft die Entscheidung, ob eine berufliche Qualifikation fach-
lich eng verwandt ist, bzw. ob Berufserfahrungen als im Sinne des Studiengangs ausreichend und ein-
schlägig zu bewerten sind. Die positive Feststellung kann mit der Auflage verbunden werden, noch feh-
lende Module innerhalb von zwei Semestern nachzuholen.  

Die Absätze 2, 3 und 4 bleiben hiervon unberührt. 

 

§ 3 

Studienbeginn und Bewerbungsfrist 

(1)  Der Masterstudiengang Bildungswissenschaften beginnt jeweils zum Wintersemester. Die schriftliche 
Bewerbung muss mit den gemäß Absatz 2 erforderlichen Bewerbungsunterlagen bis zum 15. Juli bei der 
Hochschule eingegangen sein. Die Bewerbung gilt nur für die Vergabe der Studienplätze des betreffen-
den Bewerbungstermins. 

(2)  Der Bewerbung sind – bei Zeugnissen und Nachweisen in beglaubigter Kopie – folgende Unterlagen 
beizufügen: 

a) Das Abschlusszeugnis eines Studiengangs nach § 2 Abs. 1 Buchstabe a oder - wenn dieses noch 
nicht vorliegt - eine Bescheinigung über die erbrachten Leistungen, die Leistungspunkte und über 
die Durchschnittsnote, 

b) Ein in deutscher Sprache verfasster tabellarischer Lebenslauf mit einer aussagekräftigen Darstel-
lung des Bildungsweges. 

c) Ein Nachweis ausreichender Kenntnisse der deutschen Sprache, falls die Studienqualifikation nicht 
an einer deutschsprachigen Einrichtung erworben wurde. 

d) Eine Erklärung darüber, ob die Bewerberin oder der Bewerber einen Masterstudiengang mit glei-
chem Profil bislang erfolgreich oder erfolglos beendet hat oder studiert. 

e) Eine schriftliche Darstellung der Studienmotivation der Bewerberin bzw. des Bewerbers. 

f) Ein vollständiger Notenspiegel des bisherigen Studiums. 

g) Geeignete Unterlagen zum Nachweis eines relevanten persönlichen und/ oder beruflichen  
Engagements und Interesses (Arbeitszeugnisse, Zertifikate, Leistungsnachweise). 

(3)  Bewerbungen, die nicht vollständig, form- oder fristgerecht eingehen, sind vom weiteren Verfahren aus-
geschlossen. Die eingereichten Unterlagen verbleiben bei der Hochschule. 

 

§ 4 

Zulassungsverfahren 

(1)  Erfüllen mehr Bewerberinnen und Bewerber die Zugangsvoraussetzungen als Studienplätze zur Verfü-
gung stehen, werden die Studienplätze nach dem Ergebnis eines hochschuleigenen Auswahlverfahrens 
vergeben.  

(2)  Die Auswahlentscheidung und die Bildung der Rangliste richten sich nach der Abschluss- bzw. Durch-
schnittsnote nach § 2 Abs. 2 und 3 und wird aufgrund einer Kombination der nachfolgenden Kriterien 
festgestellt: 
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a) Abschlussnote des Bachelorstudiengangs oder Note eines äquivalenten Studienabschlusses  
(max. 12 Punkte), 

b) Nachweis eines relevanten persönlichen und/ oder beruflichen Engagements und Interesses  
(Arbeitszeugnisse, Zertifikate, Leistungsnachweise) (max. 6 Punkte). 

(3)  Die Auswahl erfolgt auf Grund einer Rangliste, bei der maximal 18 Punkte erreichbar sind. Diese wird 
nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen erstellt: 

a) Note des ersten Studienabschlusses: 

bis einschließlich 1,3   12 Punkte 

bis einschließlich 1,5   9 Punkte 

bis einschließlich 1,7  6 Punkte 

bis einschließlich 2,0  3 Punkte 
mehr als 2,0  0 Punkte 
 

b) Relevantes persönliches und/ oder berufliches Engagement und Interesse: 

 Mindestens ein erfolgreich durchgeführtes Praktikum in einer  
öffentlichen Bildungseinrichtung im Umfang von vier Wochen 2 Punkte, 

 Aktive Erfahrungen in der außerschulischen Jugendbildung  
oder der Jugendberufshilfe    2 Punkte, 

 Erfahrungen im sozial- oder bildungspolitischen Bereich  2 Punkte. 

Besteht nach der Bildung der Rangfolge zwischen einzelnen Bewerberinnen und/oder Bewerbern Rang-
gleichheit, so bestimmt sich die Rangfolge auf der Liste nach dem Los. 

(4)  Die Auswahlkommission kann im Zweifelsfall eine Bewerberinnen oder einen Bewerber zu einem Aus-
wahlgespräch einladen. Ein Anspruch seitens der Bewerberinnen oder Bewerber auf ein Auswahlge-
spräch besteht nicht.  

(5)  Im Übrigen bleiben die allgemein für die Immatrikulation geltenden Bestimmungen der Immatrikulations-
ordnung der Hochschule unberührt. Die Einschreibung der Bewerberinnen und Bewerber, die nach § 2 
Abs. 3 als besonders geeignet gelten, ist bis zum Nachweis über die erfolgreiche Beendigung des  
Bachelorstudiums auflösend bedingt. Der Nachweis ist für das jeweilige Wintersemester ist bis zum  
Ende des Rückmeldezeitraums zu erbringen. 

 

§ 5 
Auswahlkommission 

(1)  Für die Vorbereitung der Auswahlentscheidung bildet die Philosophische Fakultät eine Auswahlkommis-
sion. 

(2)  Der Auswahlkommission gehören vier stimmberechtigte Mitglieder an, die der Hochschullehrer- oder der 
Mitarbeitergruppe angehören müssen, und ein Mitglied der Studierendengruppe mit beratender Stimme. 
Wenigstens ein Mitglied muss der Hochschullehrergruppe angehören. Die Mitglieder werden durch den 
Fakultätsrat der jeweiligen Fakultät eingesetzt. Die Amtszeit der Mitglieder beträgt zwei Jahre, die des 
studentischen Mitglieds ein Jahr, Wiederbestellung ist möglich. Die Auswahlkommission ist beschluss-
fähig, wenn mindestens drei stimmberechtigte Mitglieder anwesend sind. 

(3)  Die Aufgaben der Auswahlkommission sind: 

a) Prüfung der eingehenden Zulassungsanträge auf formale Richtigkeit, 

b) Prüfung der Zugangsvoraussetzungen, 

c) Führen des Auswahlgesprächs gem. § 6, 

d) Entscheidung über die Zulassung oder die Ablehnung der Bewerberinnen und Bewerber. 

 

§ 6  
Auswahlgespräch 

(1)  Das mit der Bewerberin oder dem Bewerber mögliche Auswahlgespräch soll zeigen, ob diese oder  
dieser für den ausgewählten Studiengang geeignet ist. Dabei gelten folgende Grundsätze für die Durch-
führung des Gesprächs: 
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a) Das Auswahlgespräch wird in der Regel zwischen der dritten und zehnten Woche nach Bewer-
bungsschluss an der Universität durchgeführt. Die genauen Termine sowie der Ort des Gesprächs 
werden in einem angemessenen Zeitraum vor Beginn der Auswahlgespräche durch die Universität 
bekannt gegeben. Die Bewerberinnen und Bewerber werden von der Universität rechtzeitig zum 
Auswahlgespräch eingeladen. 

b) Die Mitglieder der Auswahlkommission führen mit der Bewerberin oder mit dem Bewerber ein Aus-
wahlgespräch mit einer Dauer von mindestens 10 Minuten. 

c) Über die wesentlichen Fragen und Antworten des Gesprächs ist ein Protokoll zu führen, das von 
den Mitgliedern der Auswahlkommission zu unterzeichnen ist. Aus dem Protokoll müssen Tag und 
Ort des Gesprächs, die Namen der Kommissionsmitglieder, der Name der Bewerberin oder des 
Bewerbers und die Beurteilung ersichtlich werden. 

(2)  Gegenstand des Auswahlgesprächs ist die schriftliche Darstellung der Studienmotivation der Bewerberin 
bzw. des Bewerbers gemäß § 3 Absatz 2e. Weitere Aspekte können sein:  

- Motivation für die Aufnahme des Studiums 

- Konkrete Vorstellungen von Studieninhalten dieses Studiengangs 

- Berufliche und persönliche Ziele 

- Einschätzung der eigenen Arbeitsweise und Belastbarkeit 

(3)  Sofern eine Bewerberin oder ein Bewerber ohne Vorliegen eines wichtigen Grundes zu dem Gesprächs-
termin nicht erscheint, ist sie oder er vom weiteren Verfahren ausgeschlossen. Bei Vorliegen eines wich-
tigen Grundes setzt die Auswahlkommission auf Antrag einen neuen Termin für das Auswahlgespräch 
fest. Der Nachweis des wichtigen Grundes und der Antrag auf Festsetzung eines neuen Termins sind 
unverzüglich, spätestens aber innerhalb von zwei Tagen nach dem zunächst festgesetzten Termin der 
Auswahlkommission mitzuteilen bzw. zu stellen.  

 

§ 7 

Bescheiderteilung, Nachrückverfahren, Abschluss der Verfahren 

(1)  Bewerberinnen und Bewerber, die zugelassen werden können, erhalten von der Hochschule einen 
schriftlichen Zulassungsbescheid. In diesem wird eine Frist festgelegt, innerhalb derer die Bewerberin 
oder der Bewerber schriftlich zu erklären hat, ob sie oder er den Studienplatz annimmt. Liegt diese Erklä-
rung nicht frist- und formgerecht vor, wird der Zulassungsbescheid unwirksam. Auf diese Rechtsfolge ist 
im Zulassungsbescheid hinzuweisen. 

(2)  Bewerberinnen und Bewerber, die nicht zugelassen werden können, erhalten einen Ablehnungsbe-
scheid, in dem der erreichte Rangplatz und der Rangplatz der zuletzt zugelassenen Bewerberin oder des 
zuletzt zugelassenen Bewerbers aufgeführt ist. Der Ablehnungsbescheid ist mit einer Rechtsbehelfs-
belehrung zu versehen. Er erhält gleichzeitig die Aufforderung, innerhalb einer bestimmten Frist schrift-
lich zu erklären, ob der Zulassungsantrag für ein Nachrückverfahren aufrechterhalten wird. Legt die  
Bewerberin oder der Bewerber diese Erklärung nicht frist- oder formgerecht vor, so ist sie oder er vom 
Nachrückverfahren ausgeschlossen. Auf diese Rechtsfolge ist hinzuweisen. 

(3)  Das Nachrückverfahren wird anhand der Rangliste durchgeführt. 

(4)  Die Zulassungsverfahren werden spätestens zwei Wochen nach Vorlesungsbeginn abgeschlossen.  
Danach noch verfügbare Studienplätze werden auf formlosen Antrag durch Los vergeben. Der Bewer-
bungszeitraum hierfür beginnt zwei Wochen vor dem Vorlesungsbeginn und endet mit dem Abschluss 
des Verfahrens.  

§ 8 

Zulassung für höhere Fachsemester 

(1)  Die freien Studienplätze in einem höheren zulassungsbeschränkten Semester werden in nachstehender 
Reihenfolge an die Bewerberinnen und Bewerber vergeben, 

a)  die im gleichen oder einem vergleichbaren Studiengang 

aa)  an einer anderen deutschen Hochschule eingeschrieben sind oder waren, 

bb)  mit deutscher Staatsangehörigkeit oder zulassungsrechtlich deutschen Staatsangehörigen 
gleichgestellt an einer ausländischen Hochschule eingeschrieben sind oder waren, 
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b)  für die eine Ablehnung der Zulassung aus Gründen, die in ihrer Person liegen, eine besondere  
Härte bedeuten würde, 

c)  die sonstige Gründe geltend machen. 

(2)  Über die Zulassung entscheidet das Ergebnis der Bachelorprüfung oder einer zu dieser äquivalenten 
Prüfung, bei gleichem Ergebnis die für die Ortswahl maßgebenden sozialen, insbesondere familiären 
und wirtschaftlichen Gründe und bei dann noch gleichartigen Fällen letztlich das Los. 

 

§ 9 

In-Kraft-Treten 

Diese Ordnung tritt am Tag nach ihrer hochschulöffentlichen Bekanntmachung in Kraft. 
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Das Niedersächsische Ministerium für Wissenschaft und Kultur hat mit Erlass vom 07.06.2012 (Az.: 27.5-74503-119) 
gemäß § 18 Abs. 8 und 14 NHG und § 7 Abs. 2 NHZG i.V.m. § 51 Abs. 3 NHG die folgende Ordnung über den Zugang 
und die Zulassung für den konsekutiven Masterstudiengang Sonderpädagogik und Rehabilitationswissenschaften  
genehmigt. Die Ordnung tritt am Tage nach ihrer hochschulöffentlichen Bekanntmachung im Verkündungsblatt der  
Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover in Kraft. 
 
 

Ordnung über den Zugang und die Zulassung  
für den konsekutiven Masterstudiengang Sonderpädagogik und Rehabilitationswissenschaften 

 
 

Präambel 

Die Philosophische Fakultät der Leibniz Universität Hannover hat am 02.05.2012 folgende Ordnung nach  
§ 18 Abs. 8 und § 7 NHZG beschlossen: 

 
§ 1  

Geltungsbereich 

(1) Diese Ordnung regelt den Zugang und die Zulassung für den Masterstudiengang „Sonderpädagogik 
und Rehabilitationswissenschaften. 

(2) Die Zugangsvoraussetzungen sind in § 2 geregelt. 

(3) Erfüllen mehr Bewerberinnen und Bewerber die Zugangsvoraussetzungen als Plätze zur Verfügung 
stehen, werden die Studienplätze nach dem Ergebnis eines hochschuleigenen Auswahlverfahrens  
vergeben (§ 5). Erfüllen weniger Bewerberinnen und Bewerber die Zugangsvoraussetzungen als Plätze 
zur Verfügung stehen, findet ein Auswahlverfahren nicht statt. 

 
§ 2  

Allgemeine Zugangsvoraussetzungen 

(1) Voraussetzung für den Zugang zum Masterstudiengang „Sonderpädagogik und Rehabilitationswis-
senschaften“ ist, dass die Bewerberin oder der Bewerber 

(a) entweder an einer deutschen Hochschule oder an einer Hochschule, die einem der Bo-
logna-Signatarstaaten angehört, einen Bachelorabschluss oder diesem gleichwertigen 
Abschluss (z.B. Magister- oder Diplomstudiengang in Sonderpädagogik oder einem fach-
lich eng verwandten Studiengang), in dem mindestens 90 Leistungspunkte im Fach  
Sonderpädagogik erbracht wurden, erworben hat oder 

(b) ein einschlägiges pädagogisches oder fachspezifisches Bachelor-/ Diplom-/ Magister-
Studium (z.B. Erziehungswissenschaft, Psychologie, Logopädie) nachweisen kann und in 
diesem Rahmen mindestens 9 Leistungspunkte nach ECTS in sonderpädagogischen 
Grundlagen-veranstaltungen belegt hat oder 

(c) an einer anderen ausländischen Hochschule einen gleichwertigen Abschluss in einem 
fachlich eng verwandten Studiengang erworben hat; die Gleichwertigkeit wird nach Maß-
gabe der Bewertungsvorschläge der Zentralstelle für ausländisches Bildungswesen beim 
Sekretariat der Kultusministerkonferenz (www.anabin.de) festgestellt. 

(d) Weiterhin ist von jedem Studierendem/jeder Studierenden die besondere Eignung gemäß  
Absatz 2 bis 5 und § 3 nachzuweisen.  

Die Entscheidung, ob ein Studiengang fachlich eng verwandt ist, trifft die nach § 6 definierte Auswahl-
kommission. Die positive Feststellung kann mit der Auflage verbunden werden, noch fehlende Module 
innerhalb von zwei Semestern nachzuholen.  

(2) Die besondere Eignung wird auf der Grundlage des Ergebnisses der Abschlussprüfung nach Absatz 1 
festgestellt und setzt voraus, dass das vorangegangene Studium mit berufsqualifizierendem  
Abschluss mit mindestens der Note 2,5 abgeschlossen wurde.  

(3) Der Nachweis von Englisch als Fremdsprache muss vorliegen und kann erbracht werden über: 
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(a) das Abiturzeugnis mit einem Schnitt von 10 Punkten im Fach Englisch in den letzten 2 Jahren 
oder 

(b) einen mindestens sechsmonatigen zusammenhängenden Aufenthalt in einem englischsprachi-
gen Land oder 

(c) das Erreichen folgender Mindestpunktzahlen in einem der angeführten TOEFL-Tests:  
IBT (internetbasiert) 78 von 120 Punkten oder  
CBT (computerbasiert) 210 von 300 Punkten oder  
PBT (Papierversion) 547 von 677 Punkten oder 

(d) einen gleichwertigen Englisch-Sprachkurs  
(z.B. am Fachsprachenzentrum der Leibniz Universität Hannover) oder  

(e) mindestens ein Semester an einer Hochschule/Universität im englischsprachigen Ausland. 
Der jeweilige Nachweis zu den Buchstaben b – e darf nicht älter als 5 Jahre sein. Sollte der Nachweis 
über Englisch als Fremdsprache zum Zulassungszeitpunkt nicht vorliegen, kann er innerhalb der  
ersten beiden Semester des Masterstudiengangs nachgeholt werden. Es besteht die Möglichkeit den 
Nachweis über die Teilnahme an dem Kurs „Englisch für Sonderpädagogik“ des Fachsprachen-
zentrums der LUH im ersten Studienjahr nachträglich zu erbringen. Der Kurs wird turnusmäßig zum 
Wintersemester angeboten. 

(4) Abweichend von Absatz 2 wird von der besonderen Eignung ausgegangen, wenn der Studienab-
schluss zum Bewerbungszeitpunkt zwar noch nicht vorliegt, aber bereits 83,33 % der insgesamt erfor-
derlichen Leistungen erfolgreich erbracht wurden (d.h. mindestens 150 Leistungspunkte vorliegen) 
und die aus den Prüfungsleistungen ermittelte Durchschnittsnote mindestens 2,5 beträgt. Die so ermit-
telte Durchschnittsnote wird auch im Auswahlverfahren nach § 5 berücksichtigt, unabhängig davon, ob 
das Ergebnis der Bachelorprüfung hiervon abweicht. 

(5) Bewerberinnen und Bewerber, die weder eine deutsche Hochschulzugangsberechtigung aufweisen 
noch ihren Bachelorabschluss an einer deutschen Hochschule erworben haben, müssen darüber hin-
aus über ausreichende Kenntnisse der deutschen Sprache verfügen. Der Nachweis hierüber wird ge-
führt durch die Vorlage des TestDaF mit mindestens Niveaustufe 4 in allen Prüfungsteilen oder durch 
eine DSH-Prüfung mit der Niveaustufe DSH-2.  

 

§ 3  
Schwerpunktspezifische Zugangsvoraussetzungen 

(1) Spezifische Voraussetzungen für den Schwerpunkt „Lernförderung und Erziehungshilfe“ sind einschlägi-
ge, nachgewiesene Kenntnisse der Bewerberin oder des Bewerbers zu folgenden Inhalten: 

(a) Entwicklungs- und Lernprozesse und ihre Beeinträchtigungen, 
Theorien im Bereich Lernförderung und Erziehungshilfe  
(6 LP nach ECTS/180 Std.) 

(b) Entwicklungspsychologie 
(2 LP nach ECTS/60 Std.) 

(c) Psychische Beeinträchtigungen/ Störungen im Kindes- und Jugendalter  
(3 LP nach ECTS/90 Std. ) 

(d) Neuropsychologie bei ausgewählten Beeinträchtigungen/Störungen  
(3 LP nach ECTS/90 Std. ) 

(e) Praktika oder berufspraktische Tätigkeit im Bereich Lernförderung/ Erziehungshilfe  
(9 LP nach ECTS/ 270 Std.) 

Noch fehlende inhaltliche Schwerpunkte sind innerhalb von zwei Semestern nachzuholen.  
(2) Spezifische Voraussetzungen für den Schwerpunkt „Sprach- und Kommunikationstherapie“ sind ein-

schlägige, nachgewiesene Kenntnisse der Bewerberin oder des Bewerbers zu folgenden Inhalten: 
(a) Sprachwissenschaft  

(4 LP nach ECTS/120 Std.) 
(b) Spracherwerb und -gebrauch  

(3 LP nach ECTS/90 Std. ) 
(c) Sprachentwicklungsstörungen  

(3 LP nach ECTS/90 Std.) 
(d) Medizinische Grundlagen (Phoniatrie/Pädaudiologie/Neurologie/Neuropsychologie)  

(6 LP nach ECTS/180 Std.) 
(e) Praktika oder berufspraktische Tätigkeit im Bereich sprachentwicklungsbedingter Störungen  

(9 LP nach ECTS/ 270 Std.) 

Noch fehlende inhaltliche Schwerpunkte zur Erfüllung der Empfehlungen der Spitzenverbände der 

 
Seite 8 
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Krankenkassen sind innerhalb von zwei Semestern nachzuholen.  

§ 4  
Studienbeginn und Bewerbungsfrist 

(1) Der Masterstudiengang „Sonderpädagogik und Rehabilitationswissenschaften“ beginnt zum Winterse-
mester. Die schriftliche Bewerbung muss mit den gemäß Absatz 2 erforderlichen Bewerbungsunterlagen 
bis zum 15. Juli eines Jahres bei der Hochschule eingegangen sein. . Können Bewerberinnen und Be-
werber den Nachweis der geforderten 150 LP nicht bis zum 15.7. (Bewerbung zum Wintersemester) des 
Jahres nachweisen, entscheidet der Zulassungsausschuss im Einzelfall über eine Zulassung unter Auf-
lagen und den Nachweis der erforderlichen Leistungspunkte bis zum 15.9. (bei Zulassung für das Win-
tersemester) des Jahres. Die Bewerbung gilt nur für die Vergabe der Studienplätze des betreffenden 
Bewerbungstermins. 

(2) Der Bewerbung sind – bei Zeugnissen und Nachweisen in beglaubigter Kopie – folgende Unterlagen 
beizufügen: 

(a) das Abschlusszeugnis des Bachelorabschlusses oder eines vergleichbaren Abschlusses oder – 
wenn dieses noch nicht vorliegt – eine Bescheinigung über die erbrachten Leistungen, die Leis-
tungspunkte und über die Durchschnittsnote, 

(b) ein Lebenslauf, 
(c) Nachweise nach § 2 und § 3. 

(3) Bewerbungen, die nicht vollständig, form- oder fristgerecht eingehen, sind vom weiteren Verfahren aus-
geschlossen. Die eingereichten Unterlagen verbleiben bei der Hochschule. 

§ 5  
Zulassungsverfahren 

(1) Übersteigt die Zahl der zur Verfügung stehenden Studienplätze die Zahl der Bewerberinnen und Bewer-
ber, welche die in § 3 (1) oder (2) genannten Voraussetzungen erfüllen, erfolgt eine Zulassung unter 
Auflagen, die das Nachholen der unter § 3 genannten schwerpunktspezifischen Zugangsvoraussetzun-
gen sicherstellen. Die Studienplätze werden nach dem Ergebnis des unter (3) geregelten Auswahlver-
fahrens vergeben.  

(2) Erfüllen mehr Bewerberinnen und Bewerber die Zugangsvoraussetzungen als Studienplätze zur Verfü-
gung stehen, werden die Studienplätze nach dem Ergebnis des unter (3) geregelten Auswahlverfahrens 
vergeben. 

(3) Die Auswahlentscheidung und die Bildung der Rangliste richten sich nach der Abschluss- bzw. Durch-
schnittsnote, geregelt in § 2 Abs. 2 und 4 und wird aufgrund einer Kombination nachfolgender Kriterien 
festgestellt: 
(a) Abschlussnote des Bachelortstudiengangs oder Note eines äquivalenten Studienabschlusses (max. 

10 Punkte), 
(b) Nachweis einschlägiger Kenntnisse (max 5 Punkte). 

(4) Die Auswahl erfolgt auf Grund einer Rangliste, bei der maximal 15 Punkte erreichbar sind. Diese wird 
nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen erstellt: 

 

(a) Note des Studienabschlusses: 

bis einschließlich 1,3  10 Punkte 

bis einschließlich 1,5  8 Punkte 

bis einschließlich 1,7  5 Punkte 

bis einschließlich 2,0  2 Punkte 

mehr als 2,0  0 Punkte 

 

(b) Nachweis einschlägiger Kenntnisse:  

für den Schwerpunkt „Lernförderung und Erziehungshilfe“:  

Entwicklungs- und Lernprozesse und ihre Beeinträchtigungen, 
Theorien im Bereich Lernförderung und Erziehungshilfe 

 
1 Punkt 

Entwicklungspsychologie  1 Punkt 

Psychische Beeinträchtigungen/Störungen  
im Kindes- und Jugendalter 

 
1 Punkt 

Neuropsychologie bei  
ausgewählten Beeinträchtigungen/Störungen 

 
1 Punkt 
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Praktika oder berufspraktische Tätigkeit  
im Bereich Lernförderung/ Erziehungshilfe 

 
1 Punkt 

oder 
für Schwerpunkt „Sprach- u. Kommunikationstherapie“: 
 
Sprachwissenschaft  1 Punkt 

Spracherwerb und -gebrauch  1 Punkt 

Sprachentwicklungsstörungen  1 Punkt 

Medizinische Grundlagen (Phoniatrie/ 
Pädaudiologie/ Neurologie/Neuropsychologie) 

 
1 Punkt 

Praktika oder berufspraktische Tätigkeit  
im Bereich sprachentwicklungsbedingter Störungen 

 
1 Punkt 

 

Besteht nach der Bildung der Rangfolge zwischen den einzelnen Bewerberinnen und/oder Bewerbern 
Ranggleichheit, so bestimmt sich die Rangfolge auf der Liste nach dem Los. 

(5) Die Auswahlkommission kann im Zweifelsfall Bewerberinnen und/oder Bewerber zu einem Auswahlge-
spräch einladen. Ein Anspruch seitens der Bewerberinnen und Bewerber auf ein Auswahlgespräch be-
steht nicht. 

(6) Im Übrigen bleiben die Bestimmungen der Immatrikulationsordnung der Hochschule unberührt. Die Ein-
schreibung der Bewerberinnen und Bewerber, die nach § 2 Abs. 4 als besonders geeignet gelten, ist bis 
zum Nachweis über die erfolgreiche Beendigung des Bachelorstudiums oder des vergleichbaren Studi-
ums auflösend bedingt. Die Einschreibung erlischt, wenn das Bachelorzeugnis nicht bis zum Ende der 
Rückmeldefrist für das auf den Studienbeginn folgende Sommersemester bei der Hochschule einge-
reicht wird und die Bewerberin oder der Bewerber dies zu vertreten hat. 

§ 6  
Auswahlkommissionen 

(1) Für die Vorbereitung der Auswahlentscheidung bildet die Philosophische Fakultät eine Auswahlkommis-
sion. 

(2) Die Auswahlkommission setzt sich aus zwei stimmberechtigten Mitgliedern der Hochschullehrer- oder 
der Mitarbeitergruppe (davon ein promoviertes Mitglied) sowie einem Mitglied der Studierendengruppe, 
das beratende Stimme hat, zusammen. Wenigstens ein Mitglied der Auswahlkommission muss der Pro-
fessorengruppe angehören. Die Mitglieder müssen die Studienschwerpunkte vertreten. Die Amtszeit der 
Mitglieder beträgt zwei Jahre, die des studentischen Mitglieds ein Jahr, Wiederbestellung ist möglich.  

(3) Die Aufgaben der Auswahlkommission sind: 
(a) Prüfung der eingehenden Zulassungsanträge auf formale Richtigkeit, 
(b) Prüfung der Zugangsvoraussetzungen nach § 2 und § 3 
(c) Entscheidung über die Zulassung oder die Ablehnung der Bewerberinnen und Bewerber. 

§ 7  
Bescheiderteilung, Nachrückverfahren, Abschluss der Verfahren 

(1) Bewerberinnen und Bewerber, die zugelassen werden können, erhalten nach der Durchführung des 
Auswahlverfahrens einen schriftlichen Zulassungsbescheid. In diesem wird eine Frist gesetzt, innerhalb 
derer sie die Annahme des Studienplatzes schriftlich bestätigen müssen. Liegt diese Erklärung nicht 
frist- und formgerecht vor, wird der Zulassungsbescheid unwirksam. Auf diese Rechtsfolge ist im Zulas-
sungsbescheid hinzuweisen. 

(2) Bewerberinnen und Bewerber, die nicht zugelassen werden, erhalten einen Ablehnungsbescheid, in 
dem der erreichte Rangplatz und der Rangplatz der zuletzt zugelassenen Bewerberin oder des zuletzt 
zugelassenen Bewerbers aufgeführt sind. Der Ablehnungsbescheid ist mit einer Rechtsbehelfsbelehrung 
zu versehen. Er erhält gleichzeitig die Aufforderung, innerhalb einer bestimmten Frist schriftlich zu erklä-
ren, ob der Zulassungsantrag für ein Nachrückverfahren aufrechterhalten wird. Legt die Bewerberin oder 
der Bewerber diese Erklärung nicht frist- oder formgerecht vor, so ist sie oder er vom Nachrückverfahren 
ausgeschlossen. Auf diese Rechtsfolge ist hinzuweisen. 

(3) Das Nachrückverfahren wird anhand der Rangliste nach § 5, Abs. 2 durchgeführt.  
(4) Die Zulassungsverfahren werden spätestens zwei Wochen nach Vorlesungsbeginn abgeschlossen. Da-

nach noch verfügbare Studienplätze werden auf formlosen Antrag durch Los vergeben. Der Bewer-
bungszeitraum hierfür beginnt zwei Wochen vor dem Vorlesungsbeginn und endet mit dem Abschluss 
des Verfahrens.  
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§ 8  
Zulassung für höhere Fachsemester 

(1) Die freien Studienplätze in einem höheren, zulassungsbeschränkten Semester werden in nachstehender  
Reihenfolge an die Bewerberinnen und Bewerber vergeben: 

(a) die im gleichen oder einem vergleichbaren Studiengang 

(aa) an einer anderen deutschen Hochschule eingeschrieben sind oder waren, 

(bb) mit deutscher Staatsangehörigkeit oder zulassungsrechtlich deutschen Staats-
angehörigen gleichgestellt an einer ausländischen Hochschule eingeschrieben sind 
oder waren, 

(b) für die eine Ablehnung der Zulassung aus Gründen, die in ihrer Person liegen, eine beson-
dere Härte bedeuten würde, 

(c) die sonstigen Gründe geltend machen. 
(2) Innerhalb jeder der drei Fallgruppen des Absatzes 1 entscheidet über die Zulassung das Ergebnis der 

vorangegangenen Bachelor-, Master- oder Diplomprüfung oder einer äquivalenten Prüfung bei gleichem 
Ergebnis, die für die Ortswahl maßgebenden sozialen, insbesondere familiären und wirtschaftlichen 
Gründe und bei dann noch gleichartigen Fällen letztlich das Los. 

 
 

§ 9  
Inkrafttreten 

Diese Ordnung tritt nach der Genehmigung durch das Präsidium am Tage nach ihrer Veröffentlichung im  
Verkündungsblatt der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover in Kraft. 
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Das Niedersächsische Ministerium für Wissenschaft und Kultur hat mit Erlass vom 07.06.2012 (Az.: 27.5-74503-109) 
gemäß § 18 Abs. 8 und 14 NHG und § 7 Abs. 2 NHZG i.V.m. § 51 Abs. 3 NHG die folgende Ordnung über den Zugang 
und die Zulassung für den konsekutiven Masterstudiengang Landschaftsarchitektur genehmigt. Die Ordnung tritt am 
Tage nach ihrer hochschulöffentlichen Bekanntmachung im Verkündungsblatt der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität 
Hannover in Kraft. 
 
 

Ordnung über den Zugang und die Zulassung  
für den konsekutiven Masterstudiengang Landschaftsarchitektur 

 
 

Die Fakultät für Architektur und Landschaft der Leibniz Universität Hannover hat am 11.01.2012 folgende 
Ordnung nach § 18 Abs. 8 NHG und § 7 NHZG beschlossen: 

 

§ 1 

Geltungsbereich 

(1) Diese Ordnung regelt den Zugang und die Zulassung zum Studiengang Landschaftsarchitektur. 

(2) Die Zugangsvoraussetzungen richten sich nach § 2 und ggf. nach § 3 (2) und (3). 

(3) Erfüllen mehr Bewerberinnen und Bewerber die Zugangsvoraussetzungen als Plätze zur Verfügung  
stehen, werden die Studienplätze nach dem Ergebnis eines hochschuleigenen Auswahlverfahrens vergeben 
(§ 5). Erfüllen weniger Bewerberinnen und Bewerber die Zugangsvoraussetzungen als Plätze zur Verfügung 
stehen, findet ein Auswahlverfahren nicht statt. 

 

§ 2 

Zugangsvoraussetzungen 

(1) Voraussetzung für den Zugang zum Masterstudiengang Landschaftsarchitektur ist, dass die Bewerberin 
oder der Bewerber 

a) 

- entweder an einer deutschen Hochschule oder an einer Hochschule, die einem der Bologna-
Signatarstaaten angehört, einen Bachelorabschluss oder diesem gleichwertigen Abschluss im Studiengang 
Landschaftsarchitektur und Umweltplanung oder in einem fachlich eng verwandten Studiengang erworben 
hat, oder 

- an einer anderen ausländischen Hochschule einen gleichwertigen Abschluss in einem fachlich eng ver-
wandten Studiengang erworben hat; die Gleichwertigkeit wird nach Maßgabe der Bewertungsvorschläge der 
Zentralstelle für ausländisches Bildungswesen beim Sekretariat der Kultusministerkonferenz 
(www.anabin.de) festgestellt, 

sowie 

b) die besondere Eignung gemäß Absatz 2, 

sowie 

c) ein einschlägiges Praktikum von vier Monaten nachweist. 

Die Entscheidung, ob ein Studiengang fachlich eng verwandt ist, trifft die Auswahlkommission; die positive 
Feststellung kann mit der Auflage verbunden werden, noch fehlende Module innerhalb von zwei Semestern 
nachzuholen. 

Die Entscheidung, ob das Praktikum einschlägig ist, trifft die Auswahlkommission; die negative Feststellung 
kann mit der Auflage verbunden werden, das Praktikum innerhalb von drei Semestern nachzuholen. 

(2) Die besondere Eignung setzt voraus: 

a) einen Bachelorabschluss. Wenn der Studienabschluss zum Bewerbungszeitpunkt noch nicht vorliegt, ist 
es erforderlich, dass 83,33 % der insgesamt erforderlichen Leistungen erfolgreich erbracht wurden (d.h. 
mindestens 150 Leistungspunkte vorliegen). Die Mindestnote muss nach Abschluss des Auswahlverfahrens 
nach §4 mindestens 2,5 betragen. Für das Bewerbungsverfahren werden Bewerbungen mit einer Bachelor-
Abschlussnote von mindestens 3,0 berücksichtigt, die anschließend das Auswahlverfahren nach § 4 durch-
laufen. 
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b) den Nachweis einer besonderen Eignung für den gewählten Studiengang nach Maßgabe des Absatzes 3. 

(3) Der Nachweis der besonderen Eignung erfolgt durch eine dem Bewerbungsschreiben beizufügende  
Bewerbungsmappe (Motivationsschreiben von maximal 5 Seiten DIN A4 sowie bis zu 10 Seiten Arbeits-
proben in Form von Anlagen), in der Folgendes darzulegen ist: 

1. auf Grund welcher spezifischen Begabungen und Interessen die Bewerberin oder der Bewerber sich für 
diesen Studiengang besonders geeignet hält, 

2. inwieweit dieser Studiengang die Bewerberin oder den Bewerber für ihre oder seine beruflichen Ziele  
qualifiziert, 

3. inwieweit sie oder er zu wissenschaftlicher bzw. grundlagen- und methodenorientierter, planerischer  
Arbeitsweise befähigt ist und 

4. inwieweit sie oder er über sichere Kenntnisse der wissenschaftlichen Grundlagen bzw. des Basiswissens 
aus dem Erststudium verfügt. 

Die Bewerbungsmappen werden von der Auswahlkommission (§ 6) begutachtet. Der Nachweis der beson-
deren Eignung setzt voraus, dass die zum Nachweis beigefügte Bewerbungsmappe mit mindestens 2 Punk-
ten bewertet wird. Dabei wird für den Parameter nach Ziffer 1 § 2 (3) und ggf. nach Ziffer 2 § 3 (1) zwischen 
0 bis 2 Punkte, für die Parameter nach Ziffern 2-4 § 2 (3) und ggf. nach Ziffer 3 § 3 (1) jeweils entweder  
0 Punkte oder 1 Punkt vergeben. Diese Punktzahlen entsprechen folgender Bewertung: 

0 Punkte = nicht gegeben bzw. nicht überzeugend dargelegt, 

1 Punkte = gegeben bzw. überzeugend dargelegt, 

2 Punkte = überdurchschnittliche spezifische Begabungen und Interessen dargelegt, 

(4) Bewerberinnen und Bewerber, die weder eine deutsche Hochschulzugangsberechtigung aufweisen noch 
ihren Bachelorabschluss an einer deutschen Hochschule erworben haben, müssen darüber hinaus über 
ausreichende Kenntnisse der deutschen Sprache verfügen. Der Nachweis hierüber wird ausschließlich ge-
führt entweder über eine bestandene Deutsche Sprachprüfung für den Hochschulzugang, die mindestens 
mit DSH-2 abgeschlossen sein muss, oder den bestandenen TestDaF mit mindestens Niveaustufe 4 in allen 
Prüfungsteilen. 

 

§ 3 

Schwerpunktspezifische Zugangsvoraussetzungen für die internationale Vertiefungsrichtung  
European Master in Landscape Architecture (EMiLA) 

(1) Bewerberinnen und Bewerber für den European Master in Landscape Architecture müssen für das  
in § 2 (3) genannte Motivationsschreiben folgendes beachten: 

Das gesamte Motivationsschreiben ist in englischer Sprache zu verfassen. 

In Absatz (1) des Motivationsschreibens soll dargelegt werden, auf Grund welcher spezifischen 
Begabungen und Interessen die Bewerberin oder der Bewerber sich für diesen internationalen 
Vertiefungszweig für besonders geeignet hält. 

Damit die Zulassungskommission erkennt, ob die Bewerberin oder der Bewerber sich ausschließlich für 
den EMiLA oder bei Nichtannahme auch für den M.Sc. Landschaftsarchitektur bewirbt muss in Absatz 
(2) des Motivationsschreibens deutlich gemacht werden, ob nur eine Teilnahme am EMiLA den/die 
Bewerber/in für seine/ihre beruflichen Ziele qualifiziert oder ob auch der M.Sc. Landschaftsarchitektur 
zum Erreichen der beruflichen Ziele geeignet ist. 

Zusätzlich ist in Absatz (2) des Motivationsschreibens anzugeben, an welchen beiden Hochschulen des 
EMiLA-Netzwerkes die Bewerberin/der Bewerber studieren möchte (Erst- und Zweitwunsch). 

(2) Voraussetzung für den Zugang zum internationalen Vertiefungszweig EMiLA  ist, dass die Bewerberin 
oder der Bewerber Englischkentnisse auf dem Niveau B2 gemäß dem Gemeinsamen Europäische  
Referenzrahmen für Sprachen (GERS) nachweisen kann.  

(3) Bewerber, die in Versailles und/oder Barcelona studieren wollen, müssen bei der Bewerbung mindestens 
das Sprachniveau A2 in Französisch bzw. Spanisch nachweisen. Bis zum Studienbeginn im Ausland muss 
für die notwendigen Sprachen das Sprachniveau B1 nachgewiesen werden. Selbiges gilt für die Sprachen 
der als Alternativen genannten Studienstandorte.  
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§ 4 

Studienbeginn und Bewerbungsfrist 

(1) Der Masterstudiengang Landschaftsarchitektur beginnt jeweils zum Wintersemester. Die schriftliche  
Bewerbung muss mit den gemäß Absatz 2 erforderlichen Bewerbungsunterlagen bis zum 31. Mai (bei  
Bewerbungen aus Nicht-EU-Ländern) bzw. bis zum 15. Juli (bei Bewerbungen aus dem Inland und  
EU-Ländern) für das Wintersemester bei der Hochschule eingegangen sein. Die Bewerbung gilt nur für die 
Vergabe der Studienplätze des betreffenden Bewerbungstermins. 

(2) Der Bewerbung sind – bei Zeugnissen und Nachweisen in beglaubigter Kopie – folgende Unterlagen 
beizufügen: 

a) das Abschlusszeugnis des Bachelorstudiengangs oder - wenn dieses noch nicht vorliegt - eine Beschei-
nigung über die erbrachten Leistungen, die Leistungspunkte und über die Durchschnittsnote, 

b) Lebenslauf, 

c) Bewerbungsmappe gem. § 2 Abs. 3 sowie ggf. Nachweise nach § 3, 

d) Praktikumsnachweis nach § 2 Abs. 1 c, 

e) Nachweise nach § 2 Abs. 4. 

(3) Bewerbungen, die nicht vollständig, form- oder fristgerecht eingehen, sind vom weiteren Verfahren aus-
geschlossen. Die eingereichten Unterlagen verbleiben bei der Hochschule. 

 

§ 5 

Zulassungsverfahren 

(1) Erfüllen mehr Bewerberinnen und Bewerber die Zugangsvoraussetzungen als Studienplätze zur Verfü-
gung stehen, werden die Studienplätze nach dem Ergebnis eines hochschuleigenen Auswahlverfahrens 
vergeben. 

(2) Die Auswahlentscheidung wird wie folgt getroffen: Anhand der Abschluss- bzw. Durchschnittsnote nach 
§ 2 Abs. 2a und der Bewertung der Bewerbungsmappe nach § 2 Abs. 3 und ggf. § 3 wird eine Rangliste 
gebildet, indem die Abschluss- bzw. Durchschnittsnote für jeden gemäß § 2 Abs. 3 Nrn 1-4 festgestellten 
Punkt um 0,2 verbessert wird. Die so gebildete Verfahrensnote muss mindestens 2,5 betragen. Besteht  
zwischen einzelnen Bewerberinnen und/oder Bewerbern Ranggleichheit, so bestimmt sich die Rangfolge auf 
der Liste nach dem Los. 

(3) Im Übrigen bleiben die allgemein für die Immatrikulation geltenden Bestimmungen der Immatrikulations-
ordnung der Hochschule unberührt. Die Einschreibung der Bewerberinnen und Bewerber, die nach § 2 Abs. 
2 und Abs. 3 Satz 2 und ggf. nach § 3 als besonders geeignet gelten, ist bis zum Nachweis über die erfolg-
reiche Beendigung des Bachelorstudiums auflösend bedingt. Die Einschreibung erlischt, wenn das  
Bachelorzeugnis nicht bis zur Rückmeldung zum folgenden Sommersemester bei der Hochschule einge-
reicht wird und die Bewerberin oder der Bewerber dies zu vertreten hat. 

 

§ 6 

Auswahlkommissionen für den Masterstudiengang Landschaftsarchitektur 

(1) Für die Vorbereitung der Auswahlentscheidung bildet die Fakultät für Architektur und Landschaft eine 
Auswahlkommission bestehend aus Mitgliedern der Fachgruppe Landschaft. 

(2) Einer Auswahlkommission gehören drei stimmberechtigte Mitglieder an, die der Hochschullehrer- oder 
der Mitarbeitergruppe angehören müssen, und ein Mitglied der Studierendengruppe mit beratender Stimme. 
Wenigstens ein Mitglied muss der Hochschullehrergruppe angehören. Die Mitglieder werden durch den  
Fakultätsrat der Fakultät für Architektur und Landschaft eingesetzt. Die Amtszeit der Mitglieder beträgt zwei 
Jahre, die des studentischen Mitglieds ein Jahr, Wiederbestellung ist möglich. Die Auswahlkommission ist 
beschlussfähig, wenn mindestens zwei stimmberechtigte Mitglieder anwesend sind. 

(3) Die Aufgaben der Auswahlkommission sind: 

a) Prüfung der Zugangsvoraussetzungen 

b) Feststellung der besonderen Eignung nach § 2 Abs. 3 und ggf. nach § 3 

c) Entscheidung über die Zulassung oder die Ablehnung der Bewerberinnen und Bewerber 
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(4) Die Auswahlkommission berichtet dem Fakultätsrat der Fakultät für Architektur und Landschaft nach  
Abschluss des Vergabeverfahrens über die gesammelten Erfahrungen und unterbreitet ggf. Vorschläge für 
die Weiterentwicklung des Vergabeverfahrens. 

 

§ 7 

Bescheiderteilung, Nachrückverfahren, Abschluss der Verfahren 

(1) Bewerberinnen und Bewerber, die zugelassen werden können, erhalten von der Hochschule einen 
schriftlichen Zulassungsbescheid. In diesem wird eine Frist festgelegt, innerhalb derer die Bewerberin oder 
der Bewerber schriftlich zu erklären hat, ob sie oder er den Studienplatz annimmt. Liegt diese Erklärung 
nicht frist- und formgerecht vor, wird der Zulassungsbescheid unwirksam. Auf diese Rechtsfolge ist im  
Zulassungsbescheid hinzuweisen. 

(2) Bewerberinnen und Bewerber, die nicht zugelassen werden können, erhalten einen Ablehnungsbe-
scheid, in dem der erreichte Rangplatz und der Rangplatz der zuletzt zugelassenen Bewerberin oder des 
zuletzt zugelassenen Bewerbers aufgeführt ist. Der Ablehnungsbescheid ist mit einer Rechtsbehelfsbeleh-
rung zu versehen. Er enthält gleichzeitig die Aufforderung, innerhalb einer bestimmten Frist schriftlich zu 
erklären, ob der Zulassungsantrag für ein Nachrückverfahren aufrechterhalten wird. Legt die Bewerberin 
oder der Bewerber diese Erklärung nicht frist- oder formgerecht vor, so ist sie oder er vom Nachrückverfah-
ren ausgeschlossen. Auf diese Rechtsfolge ist hinzuweisen. 

(3) Das Nachrückverfahren wird anhand der Rangliste nach § 5 Abs. 2 durchgeführt. 

(4) Die Zulassungsverfahren werden spätestens zwei Wochen nach Vorlesungsbeginn abgeschlossen.  

 

§ 8 

Zulassung für höhere Fachsemester 

(1) Die freien Studienplätze in einem höheren zulassungsbeschränkten Semester werden in nachstehender 
Reihenfolge an die Bewerberinnen und Bewerber vergeben, 

a) die im gleichen oder einem vergleichbaren Studiengang 

aa) an einer anderen deutschen Hochschule eingeschrieben sind oder waren, 

bb) mit deutscher Staatsangehörigkeit oder zulassungsrechtlich deutschen Staatsangehörigen gleichgestellt 
an einer ausländischen Hochschule eingeschrieben sind oder waren, 

b) für die eine Ablehnung der Zulassung aus Gründen, die in ihrer Person liegen, eine besondere Härte  
bedeuten würde, 

c) die sonstige Gründe geltend machen. 

(2) Innerhalb jeder der drei Fallgruppen des Absatzes 1 entscheidet über die Zulassung das Ergebnis der 
Bachelorprüfung oder einer zu dieser äquivalenten Prüfung bei gleichem Ergebnis die für die Ortswahl maß-
gebenden sozialen, insbesondere familiären und wirtschaftlichen Gründe und bei dann noch gleichartigen 
Fällen letztlich das Los. 

 

§ 9 

In-Kraft-Treten 

Diese Ordnung tritt am Tag nach ihrer hochschulöffentlichen Bekanntmachung in Kraft. 
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Der Fakultätsrat der Naturwissenschaftlichen Fakultät der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover hat am 
23.05.2012 die nachstehende geänderte Prüfungsordnung für den Bachelor- und Masterstudiengang Pflanzenbiotechno-
logie beschlossen. Das Präsidium hat die Änderung am 20.06.2012 gemäß § 37 Abs. 1 Nr. 5. b) NHG genehmigt. Sie 
tritt nach ihrer hochschulöffentlichen Bekanntmachung im Verkündungsblatt der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität 
Hannover zum 01.10.2012 in Kraft. 
 
 

Änderung der Prüfungsordnung für den Bachelor- und Masterstudiengang  
Pflanzenbiotechnologie 

 
 

Die Naturwissenschaftliche Fakultät der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover hat gemäß §§ 7 
Abs. 3, 44 Abs. 1 des Niedersächsischen Hochschulgesetzes die folgende Prüfungsordnung erlassen. 

 

 

Erster Teil: Bachelorprüfung 

 

§ 1  Zweck der Prüfung und Hochschulgrad 

(1) 1Die Bachelorprüfung bildet den ersten berufsqualifizierenden Abschluss des Studiums. 2Durch die  
Bachelorprüfung soll festgestellt werden, ob der Prüfling die für den Übergang in die Berufspraxis notwendi-
gen Fachkenntnisse und Handlungskompetenzen erworben hat, die fachlichen Zusammenhänge des Fa-
ches überblickt und die Fähigkeit besitzt, nach wissenschaftlichen Grundsätzen zu arbeiten. 

(2) Nach bestandener Bachelorprüfung verleiht die Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover den aka-
demischen Grad „Bachelor of Science (B. Sc.)“. 

 

§ 2  Dauer und Gliederung des Studiums 
1Die Regelstudienzeit beträgt drei Jahre. 2Der Zeitaufwand für das Präsenzstudium und Selbststudium be-
trägt 180 ECTS-Leistungspunkte zu in der Regel je 30 Stunden. 3Das Studium gliedert sich in sechs Semes-
ter.  

 

§ 3  Aufbau und Inhalt der Prüfung 
1Die Bachelorprüfung wird studienbegleitend abgenommen. 2Sie besteht aus den Pflichtmodulen nach Anla-
ge 1.1, aus Wahlpflichtmodulen nach Anlage 1.2 und 1.3, dem Modul „Bachelorarbeit“ nach Anlage 1.4. 3Die 
den Modulen zugeordneten Lehrveranstaltungen ergeben sich aus dem Modulkatalog. 

 

§ 4  Bachelorarbeit 

(1) 1Die Bachelorarbeit soll zeigen, dass der Prüfling in der Lage ist, innerhalb einer vorgegebenen Frist ein 
Problem aus dem Fach selbständig nach wissenschaftlichen Methoden zu bearbeiten. 2Thema und Aufga-
benstellung der Bachelorarbeit müssen dem Prüfungszweck (§ 1 Abs. 1) und der Bearbeitungszeit nach 
Absatz 2 entsprechen. 3Für die bestandene Bachelorarbeit werden 12 Leistungspunkte vergeben. 

(2) 1Die Bachelorarbeit ist binnen 8 Monate nach Ausgabe in schriftlicher und zusätzlich in elektronischer 
Form abzuliefern. 2Sie ist in der Regel innerhalb von 4 Wochen von zwei Prüfenden zu bewerten.  

(3) Bei der Abgabe der Bachelorarbeit ist schriftlich zu versichern, dass die Arbeit selbständig verfasst wurde 
und keine anderen als die angegebenen Quellen und Hilfsmittel benutzt wurden, alle Stellen der Arbeit, die 
wörtlich oder sinngemäß aus anderen Quellen übernommen wurden, als solche kenntlich gemacht sind und 
die Arbeit in gleicher oder ähnlicher Form noch keiner Prüfungsbehörde vorgelegen hat. 

(4) Die Bachelorarbeit kann auch in englischer Sprache verfasst werden. 

(5) Das Thema der Bachelorarbeit kann nur einmal und nur innerhalb der ersten zwei Monate der Bearbei-
tungszeit zurückgegeben werden.  
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§ 5  Bestehen und Nichtbestehen 

(1) Die Bachelorprüfung ist bestanden, wenn die in § 3 in Verbindung mit der Anlage 1 genannten Module 
einschließlich des Moduls „Bachelorarbeit“ bestanden sind und mindestens 180 ECTS-Leistungspunkte  
erworben wurden.  

(2) Die Bachelorprüfung ist endgültig nicht bestanden, wenn die Wiederholung einer nicht bestandenen  
Prüfungsleistung, die nach § 3 erforderlich ist, gemäß § 16 nicht mehr möglich ist. 

 

§ 6  Zwischenprüfung 

Entfällt 

 

 

Zweiter Teil: Masterprüfung 

 

§ 7  Zweck der Prüfung und Hochschulgrad 

(1) 1Die Masterprüfung bildet einen weiteren berufsqualifizierenden Abschluss des Studiums. 2Durch die 
Masterprüfung soll festgestellt werden, ob der Prüfling die für den Übergang in die Berufspraxis notwendigen 
Fachkenntnisse und Handlungskompetenzen erworben hat, die fachlichen Zusammenhänge des Faches 
überblickt und die Fähigkeit besitzt, nach wissenschaftlichen Grundsätzen selbstständig zu arbeiten und 
wissenschaftliche Erkenntnisse anzuwenden. 

(2) Nach bestandener Masterprüfung verleiht die Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover den aka-
demischen Grad „Master of Science (M. Sc.)“. 

 

§ 8  Dauer und Gliederung des Studiums 
1Die Regelstudienzeit beträgt zwei Jahre. 2Der Zeitaufwand für das Präsenzstudium und Selbststudium be-
trägt 120 ECTS-Leistungspunkte zu in der Regel je 30 Stunden. 3Das Studium gliedert sich in 4 Semester. 

 

§ 9  Aufbau und Inhalt der Prüfung 
1Die Masterprüfung wird studienbegleitend abgenommen. 2Sie besteht aus den Pflichtmodulen nach Anlage 
2.1, den Wahlpflichtmodulen nach Anlage 2.2 und dem Modul „Masterarbeit“ nach Anlage 2.3. 3Die den  
Modulen zugeordneten Lehrveranstaltungen ergeben sich aus dem Modulkatalog. 

 

§ 10  Masterarbeit  

(1) 1Das Modul „Masterarbeit“ besteht aus der Masterarbeit und einem Kolloquium. 2Die Masterarbeit soll 
zeigen, dass der Prüfling in der Lage ist, innerhalb einer vorgegebenen Frist ein Problem aus dem Fach 
selbständig nach wissenschaftlichen Methoden zu bearbeiten. 3Thema und Aufgabenstellung der Masterar-
beit müssen dem Prüfungszweck (§ 7 Abs. 1) und der Bearbeitungszeit nach Absatz 2 entsprechen. 4Für 
das bestandene Modul Masterarbeit werden 30 Leistungspunkte vergeben. 

(2) 1Die Masterarbeit ist binnen 20 Monaten nach Ausgabe in schriftlicher und zusätzlich in elektronischer 
Form abzuliefern. 2Sie ist in der Regel innerhalb von 4 Wochen von zwei Prüfenden zu bewerten, dabei wird 
das Kolloquium mit in die Bewertung einbezogen. 3Der Verlauf der Bearbeitung der Masterarbeit kann auch 
bei der Bewertung berücksichtigt werden. 4In diesem Fall sind die zugrundeliegenden Bewertungskriterien 
im Vorfeld zu benennen. 

(3) 1Das Kolloquium umfasst die Darstellung der Masterarbeit und die Vermittlung ihrer Ergebnisse im münd-
lichen Vortrag sowie in einer anschließenden Diskussion. 2Die Dauer beträgt in der Regel 60 Minuten.  

(4) § 4 Abs. 3 bis 5 gelten entsprechend. 
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§ 11  Bestehen und Nichtbestehen 

(1) Die Masterprüfung ist bestanden, wenn die in § 9 in Verbindung mit der Anlage 2 genannten Module ein-
schließlich des Moduls „Masterarbeit“ bestanden sind und mindestens 120 ECTS-Leistungspunkte erworben 
wurden. 

(2) Die Masterprüfung ist endgültig nicht bestanden, wenn die Wiederholung einer nicht bestandenen  
Prüfungsleistung, die nach § 9 erforderlich ist, gemäß § 16 nicht mehr möglich ist. 

 

 

Dritter Teil: Gemeinsame Vorschriften 

 

§ 12  Zulassung 

(1) Für die Bachelor- bzw. Masterprüfung (Prüfung) ist zugelassen, wer in dem betreffenden Studiengang an 
der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover eingeschrieben ist.  

(2) Die Zulassung wird versagt, wenn in einem vergleichbaren Studiengang eine Prüfung endgültig nicht 
bestanden ist. 

(3) 1Die Zulassung zur Bachelor- bzw. zur Masterarbeit muss gesondert beantragt werden. 2Die Zulassung 
zur Bachelorarbeit setzt voraus, dass im Rahmen der Bachelorprüfung mindestens 90 Leistungspunkte des 
Pflichtteils erworben wurden.  

(4) Die Zulassung nach Abs. 3 wird versagt, wenn die Zulassungsvoraussetzungen nicht erfüllt sind. 

 

§ 13 Erbringung von Prüfungsleistungen durch Schüler und Schülerinnen,  
Zivil-, Sozial- und Grundwehrdienstleistende sowie Auszubildende mit Abitur 

entfällt 

 

§ 14  Studien- und Prüfungsleistungen 

(1) Prüfungsleistungen sind Bachelor- und Masterarbeiten , Klausuren, mündliche Prüfungsleistungen,  
Seminarleistungen, Projektarbeiten, Protokolle, Berichte, Fallstudien, schriftliche Zusammenfassungen,  
Essays, Hausarbeiten, Vortrag und zusammengesetzte Prüfungsleistungen. 

(2) 1Studienleistungen sind insbesondere Hausübungen, Laborübungen, Präsenzübungen, Praktikumsbe-
richte, Klausuren, Vorträge, Hausarbeiten, Projektarbeiten, Poster, Berichte, Protokolle und Fallstudie, die 
der laufenden Leistungskontrolle dienen. 2Die Studienleistungen beinhalten in der Regel die regelmäßige 
Teilnahme an der dazugehörenden Lehrveranstaltung. 3Die zu erbringenden Studienleistungen werden in 
den jeweiligen Modul- und Veranstaltungsbeschreibungen näher erläutert und von den Lehrenden in  
Absprache mit den Studierenden spätestens mit Beginn der Lehrveranstaltung festgelegt. 

(3) 1Eine Klausur ist eine schriftliche Arbeit unter Aufsicht. 2Die Dauer beträgt in der Regel 90 Minuten. 3Die 
Aufspaltung einer Klausur in mehrere Teilklausuren mit unveränderter Gesamtdauer ist zulässig. Die genaue 
Anzahl der Teilklausuren sowie deren Gewichtung ergeben sich aus der Modulbeschreibung. 4Abweichend 
von den Anlagen bzw. Modulbeschreibungen können Klausuren auch durch mündliche Prüfungen ersetzt 
werden. 5Die Ankündigung der Prüfungsform muss spätestens zum Beginn der Meldefristen erfolgen. 

(4) 1Elektronische Prüfungen sind Prüfungen, bei denen die Antworten in elektronische Eingabegeräte er-
fasst und über diese ausgewertet werden. 2Die Dauer richtet sich nach den Anlagen. 

(5) 1Die Dauer der mündlichen Prüfungsleistung beträgt pro Prüfling in der Regel 30 Minuten. 2Sie findet 
nichtöffentlich in Gegenwart einer oder eines Beisitzenden, die oder der selbst die durch die Prüfung festzu-
stellende oder eine gleichwertige Qualifikation besitzt als Einzelprüfung oder als Gruppenprüfung für bis zu 
fünf Studierende gleichzeitig statt. 3Die wesentlichen Gegenstände der Prüfungsleistung werden in einem 
Protokoll festgehalten. 4Studierende, die sich in einem späteren Prüfungstermin der gleichen Prüfung unter-
ziehen wollen, sowie andere Mitglieder der Hochschule, die ein eigenes berechtigtes Interesse geltend ma-
chen, sind als Zuhörende bei mündlichen Prüfungen zuzulassen. 5Dies erstreckt sich nicht auf die Beratung 
und Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses an den Prüfling. 6Auf Antrag eines Prüflings sind die Zuhörerin-
nen und Zuhörer nach Satz 4 auszuschließen.  
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(6) 1Eine Seminarleistung ist eine selbstständige Bearbeitung einer fachspezifischen oder fächerübergrei-
fenden Aufgabenstellung sowie die Darstellung dieser Arbeit und ihrer Ergebnisse in einem mündlichen Vor-
trag mit einer anschließenden Diskussion oder nach Maßgabe der oder des Prüfenden eine mündliche Prü-
fung gemäß Abs. 4. 2Nach Maßgaben der oder des Prüfenden kann eine Mindestanwesenheit verlangt wer-
den. 

(7) 1Eine Projektarbeit ist eine eigenverantwortliche Bearbeitung einer fachspezifischen oder fächerübergrei-
fenden Aufgabenstellung in theoretischer und experimenteller Hinsicht. 2Die Bearbeitungszeit beträgt in der 
Regel 60 Zeitstunden.  

(8) 1Testate können ergänzend zur Bewertung einer Prüfungsleistung herangezogen werden. 2Sie sind ge-
nau einer Prüfungsleistung zugeordnet und dienen der studienbegleitenden Kontrolle des Lernfortschritts. 
3In die Testtatbewertung können Einzelkriterien wie Mindestanwesenheit, Hausübungen oder mündliche 
bzw. schriftliche Kurzprüfungen eingehen. 4Testatbewertungen werden nicht explizit im Zeugnis ausgewie-
sen, sie gehen nach Maßgabe des oder der Prüfenden in die Bewertung der Prüfungsleistung mit einem 
Gewicht von 25% ein. 5Ein Bestehen der Prüfung muss auch ohne Testatbewertung möglich sein. 
6Erworbene Testatbewertungen können nach Maßgabe des oder der Prüfenden erhalten bleiben, auch 
wenn die Prüfungsleistung nicht bestanden wurde. 7Die Modalitäten zur Durchführung von Testaten und ihre 
Einbeziehung in die Prüfungsnoten sind vom zuständigen Prüfenden bis spätestens zu Veranstaltungsbe-
ginn durch Aushang bekannt zu geben. 

(9) 1Ein Bericht / Protokoll ist eine selbstständige, vom Umfang begrenzte, wissenschaftliche Arbeit zu einem 
vorgegebenen Thema. 2Er / Es beinhaltet Aufgabenstellung, Problembehandlung und Schlussfolgerung. 

(10) Eine Fallstudie ist eine Auswertung von Daten eines Experimentes, einschließlich der Methoden-
beschreibung, der Programmlistings, der Interpretation und Schlussfolgerungen in Berichtsform.  

(11) 1Eine schriftliche Zusammenfassung, ein Essay und eine Hausarbeit sind selbständige schriftliche  
Arbeiten. 2Der Umfang richtet sich nach den Modulbeschreibungen. 

(12) 1In einem Vortrag soll der Prüfling nachweisen, dass er in der Lage ist, einen wissenschaftlichen Sach-
verhalt kurz und präzise darzustellen, und die Fertigkeit beherrscht, in einer wissenschaftlich kritischen Dis-
kussion seinen Standpunkt zu verteidigen. 2Um eine objektive Bewertung zu gewährleisten, muss der Prüf-
ling ein Manuskript des Vortrages vor dem mündlichen Vortrag bei der für den betreffenden Kurs verantwort-
lichen Dozentin oder dem Dozenten abgeben. 

(13) 1Eine zusammengesetzte Prüfungsleistung kann aus bis zu fünf kleineren Prüfungen bestehen. 2Teile 
dieser Prüfungsleistungen können Klausuren, mündliche Prüfungen, Protokolle, Seminarleistungen, Fallstu-
dien oder Berichte sein. 3Die genaue Anzahl und Art der Prüfungsteile sowie deren Gewichtung ergeben 
sich aus den Modulbeschreibungen. 

(14) Prüfungs- und Studienleistungen in Form von Gruppenarbeiten sind zulässig, sofern sich die einzelnen 
Beiträge aufgrund objektiver Kriterien deutlich abgrenzen und getrennt bewerten lassen. 

(15) Bei der Abgabe von schriftlichen Ausarbeitungen ist schriftlich zu versichern, dass die Arbeit selbstän-
dig verfasst wurde und keine anderen als die angegebenen Quellen und Hilfsmittel benutzt wurden und alle 
Stellen der Arbeit, die wörtlich oder sinngemäß aus anderen Quellen übernommen wurden, als solche kennt-
lich gemacht sind. 

(16) Sind in den fachspezifischen Anlagen bzw. in den Modulbeschreibungen in einem Modul alternative 
Prüfungsformen vorgesehen oder kann gem. § 14 Abs. 3 eine Prüfungsform durch eine andere ersetzt wer-
den, muss die Ankündigung der Prüfungsform spätestens zum Beginn der Meldefrist erfolgen. 

 

§ 15  Anmeldung 

(1) 1Für jede Prüfungsleistung ist innerhalb des vom Prüfungsausschuss festgesetzten Zeitraums eine ge-
sonderte Anmeldung erforderlich. 2Pro Semester gibt es für jedes angebotene Modul zwei Prüfungszeiträu-
me. 3Eine Prüfungsanmeldung außerhalb der Semesterlage des jeweiligen Moduls ist nicht möglich. 
4Ausgenommen von dieser Regelung sind Module, die zumindest teilweise in der vorlesungsfreien Zeit statt-
finden. 5Für diese Fälle wird ein semesterübergreifender Prüfungszeitraum angeboten. 6Bei semesterüber-
greifend stattfindenden Modulen sind die Prüfungszeiträume an die Semesterlage der einzelnen Prüfungs-
leistungen gebunden. 

(2) 1Im Bereich der Wahlpflichtmodule nach den Anlagen 1.3 oder 2.2 können jeweils mehr Module abgelegt 
werden, als zur Erlangung der notwendigen Leistungspunkte erbracht werden müssen. 2Zur Berechnung der 
Gesamtnote nach § 19 Abs. 3 werden die Module mit den besten Bewertungen herangezogen.  
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3Die übrigen Module werden als Zusatzprüfungen gem. § 21 behandelt. 4Alle gewählten Wahlpflichtmodule 
müssen gem. § 16 bestanden bzw. entsprechend der Wiederholungsregelungen bis zum Bestehen oder 
endgültigem Nichtbestehen wiederholt werden. 5Ein endgültiges Nichtbestehen eines Wahlpflichtmodules 
führt gem. §§ 5 Abs. 2 bzw. 11 Abs. 2 zum endgültigen Nichtbestehen des Studiengangs. 6Im begründeten 
Fall kann auf Antrag des Studierenden vom Prüfungsausschuss entschieden werden, dass maximal ein 
nicht bestandenes Wahlpflicht- bzw. Wahlmodul durch ein anderes Wahlpflicht- bzw. Wahlmodul je Studien-
gang ersetzt wird. 

 

§ 16  Wiederholung 

(1) 1Bestandene Prüfungsleistungen können nicht wiederholt werden. 2Eine nicht bestandene Prüfungs-
leistung kann zweimal wiederholt werden. 3Wiederholungsprüfungen sollten zum nächsten regulären  
Prüfungstermin, der für das Modul angeboten wird, abgelegt werden. 

(2) Eine nicht bestandene Prüfungsleistung kann nach Wahl der oder des Prüfenden auch in einer anderen 
Prüfungsform gem. § 14 wiederholt werden. 

(3) 1Eine nicht bestandene Bachelor- bzw. Masterarbeit kann einmal wiederholt werden. 2Im Wiederholungs-
falle darf die Arbeit nicht als Gruppenarbeit ausgestellt werden. 3Das neue Thema der Arbeit wird in ange-
messener Frist, in der Regel innerhalb von drei Monaten nach Bekanntgabe des Ergebnisses, ausgegeben. 

 

§ 17  Versäumnis, Rücktritt 

(1) 1Der Rücktritt von einer Anmeldung zu einer Klausur kann bis zum Beginn der Prüfung erfolgen. 2Der 
Rücktritt gilt auch für eine Klausur, die Bestandteil einer zusammengesetzten Prüfungsleistung ist. 3Bei zu-
sammengesetzten Prüfungsleistungen, die ausschließlich aus Klausurteilen bestehen gibt es nur einen 
kompletten Rücktritt von der Gesamtprüfung zum ersten Klausurteil, ansonsten gilt § 19 Abs. 3. 4Das Nicht-
erscheinen zu einem festgesetzten Klausurprüfungstermin wird als Rücktritt gewertet. 5Der Rücktritt von 
einer mündlichen Prüfung muss spätestens ein Woche vor dem Prüfungstermin gegenüber dem Prüfer und 
dem Prüfungsausschuss erklärt werden. 6Der Rücktritt nach den Sätzen 1 bis 3 ist ohne Angabe von Grün-
den zulässig. 

(2) 1Bei Versäumnis eines festgesetzten Abgabetermins oder bei Rücktritt von einer Prüfungsleistung entge-
gen Absatz 1 gilt die betreffende Prüfungsleistung als mit „nicht bestanden“ bewertet. 2Abweichend hiervon 
gilt die Prüfungsleistung als nicht unternommen, wenn für das Versäumnis oder den Rücktritt triftige Gründe 
unverzüglich schriftlich angezeigt und glaubhaft gemacht werden. 3Im Krankheitsfall ist ein fachärztliches 
oder amtsärztliches Attest vorzulegen. 4Die Entscheidung über die Anerkennung der triftigen Gründe trifft der 
Prüfungsausschuss.  

(3) 1In Fällen, in denen der Abgabetermin aus triftigen Gründen nicht eingehalten werden kann, kann der 
Prüfungsausschuss entscheiden, dass lediglich der Abgabetermin für die Prüfungsleistung um höchstens 
zwei Wochen hinausgeschoben wird, ohne dass die Prüfungsleistung als nicht unternommen gilt. 2Darüber 
hinaus kann der Prüfungsausschuss in begründeten Fällen den Abgabetermin weiter hinausschieben. 

(4) Der Rücktritt von allen übrigen Studien- und Prüfungsleistungen gemäß § 14 ist ausgeschlossen. 

 

§ 18  Täuschung, Ordnungsverstoß 

(1) 1Beim Versuch, das Ergebnis einer Prüfungsleistung durch Täuschung zu beeinflussen, gilt die betref-
fende Prüfungsleistung als mit „nicht bestanden“ bewertet. 2Das Mitführen nicht zugelassener Hilfsmittel 
nach Klausurbeginn ist stets ein Täuschungsversuch. 3In besonders schwerwiegenden Fällen – insbesonde-
re bei Plagiaten oder einem wiederholten Verstoß nach Satz 2 – kann der Prüfungsausschuss den Prüfling 
von der Erbringung weiterer Prüfungs- und Studienleistungen ausschließen. 

(2) Wer sich eines Ordnungsverstoßes schuldig macht, kann von der Fortsetzung der betreffenden  
Prüfungsleistung ausgeschlossen werden; in diesem Fall gilt die betreffende Prüfungsleistung als mit „nicht  
bestanden“ bewertet. 

 

§ 19  Bewertung und Notenbildung 

(1) 1Prüfungsleistungen werden von den Prüfenden in der Regel binnen vier Wochen bewertet. 2 Prüfungs-
leistungen werden in der Regel benotet. 3Unbenotete Prüfungsleistungen werden mit „bestanden“ oder 
„nicht bestanden“ bewertet. 4Dabei sind folgende Notenstufen zu verwenden:  
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1,0; 1,3 = sehr gut = eine besonders hervorragende Leistung, 

1,7; 2,0; 2,3 = gut = eine erheblich über den durchschnittlichen Anforderungen liegende Leistung, 

2,7; 3,0; 3,3 = befriedigend = eine Leistung, die in jeder Hinsicht den durchschnittlichen Anforderungen ent-
spricht, 

3,7; 4,0 = ausreichend = eine Leistung, die trotz ihrer Mängel den Mindestanforderungen entspricht, 

5,0 = nicht ausreichend = eine Leistung, die wegen erheblicher Mängel den Anforderungen nicht mehr genügt. 
5Eine mit „nicht ausreichend“ bewertete Prüfungsleistung ist nicht bestanden. 

(2) 1Wird eine Prüfungsleistung durch zwei Prüfende bewertet, ist sie bestanden, wenn beide die Prüfungs-
leistung mit mindestens „ausreichend“ oder „bestanden“ bewerten. 2Die Note errechnet sich in diesem Fall 
aus dem Durchschnitt der von den Prüfenden festgesetzten Einzelnoten. 

(3) 1Eine zusammengesetzte Prüfungsleistung gem. § 14 Abs. 12 ist bestanden, wenn der anhand der Ge-
wichtung der einzelnen Noten errechnete Durchschnitt mindestens 4,0 beträgt. 2Dabei ist es unerheblich, ob 
die einzelnen Teilleistungen bestanden wurden. 3Gleiches gilt für eine gem. § 14 Abs. 3 in mehrere Teile 
aufgespaltene Klausur. 4Eine unbenotete zusammengesetzte Prüfungsleistung ist bestanden, wenn 50 % 
der Einzelleistungen bestanden sind. 

(4) 1Die Gesamtnote der Prüfung ist das arithmetische Mittel der Noten aller benoteten Prüfungsleitungen. 
2Dabei werden die in der Anlage bzw. Modulbeschreibung aufgeführten Leistungspunkte als Gewichte ver-
wendet. 3Soweit sich durch die Wahl des letzten Moduls das zum Erreichen der nach § 5 Abs. 1 bzw. § 11 
Abs. 1 erforderlichen Leistungspunkte notwendig ist, eine geringfügige Überschreitung dieser Punktzahlen 
ergibt, werden die Module bei der Berechnung der Gesamtnote einbezogen. 4Die Gesamtnote lautet  

bei einem Durchschnitt bis 1,5 sehr gut,  
bei einem Durchschnitt über 1,5 bis 2,5 gut, 
bei einem Durchschnitt über 2,5 bis 3,5 befriedigend, 
bei einem Durchschnitt über 3,5 bis 4,0 ausreichend, 
bei einem Durchschnitt über 4,0 nicht ausreichend. 
5Ist der Gesamtnotendurchschnitt mindestens 1,3 oder besser, so wird das Prädikat „mit Auszeichnung“ ver-
liehen.  

(5) 1Zusätzlich zur Gesamtnote gem. Abs. 4 wird eine relative ECTS-Notenverteilung in Form einer Einstu-
fungstabelle ausgewiesen. 2Die Ermittlung basiert auf dem ECTS Users' Guide der Europäischen Kommis-
sion in der jeweils geltenden Fassung. 3Innerhalb der Rahmenvorgaben des Präsidiums werden die Para-
meter für die Kohortenbildung durch die den Studiengang anbietende Fakultät festgelegt, die Notenvertei-
lung ermittelt und auf den Abschlussdokumenten ausgewiesen. 

(6) Bei der Bildung der Note nach Absätzen 2-4 wird nur die erste Dezimalstelle hinter dem Komma berück-
sichtigt; alle weiteren Stellen werden ohne Rundung gestrichen. 

(7) 1Die Gesamtnote des Studiums wird zusätzlich als Grade Point Average (GPA) ausgewiesen. 2Hierzu 
werden die nach Abs. 1 bewerteten Prüfungsleistungen zusätzlich in folgenden GPA-Notenwertäquivalenten 
ausgewiesen:  

Note   Notenwertäquivalente 

1,0 = 4,0  
1,3 = 3,7 
1,7 = 3,3  
2,0 = 3,0 
2,3 = 2,7  
2,7 = 2,3 
3,0 = 2,0  
3,3 = 1,7 
3,7 = 1,3  
4,0 = 1,0 
3Aus den Notenwertäquivalenten der Prüfungsleistungen werden gem. § 20 Abs. 2 Notenwertäquivalente für 
die Modulnoten gebildet. 4Anhand der Notenwertäquivalente der Module wird der GPA gem. Abs. 4 als 
Durchschnitt der Notenwertäquivalente ermittelt. Abs. 6 gilt entsprechend. 
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§ 20  Leistungspunkte und Module 

(1) Die in den Anlagen aufgeführten Leistungspunkte werden vergeben, wenn die geforderten Prüfungsleis-
tungen bestanden und die zugehörigen Studienleistungen erbracht wurden.  

(2) 1Ein Modul ist nach Erwerb aller in der jeweiligen Anlage genannten Leistungspunkte bestanden. 2Die 
Modulnote wird gemäß § 19 Abs. 4 aus den Noten der im Rahmen des Moduls bestandenen benoteten  
Prüfungsleistungen gebildet. 

 

§ 21  Zusatzprüfungen 
1Studierende können sich weiteren als den für die Erreichung der Mindestleistungspunktzahl erforderlichen 
Prüfungen unterziehen (Zusatzprüfungen). 2Die Ergebnisse der Zusatzprüfungen werden - auf Antrag nicht - 
in das Zeugnis bzw. die Bescheinigungen gemäß § 24 aufgenommen, jedoch bei der Festsetzung der  
Gesamtnote nicht mit einbezogen. 

 

§ 22  Anrechnung 

(1) 1Bestandene und nicht bestandene Prüfungs- und Studienleistungen, die im Inland oder Ausland in dem-
selben oder einem vergleichbaren Studiengang unternommenen wurden, werden angerechnet, wenn die 
Institution, an der die Prüfungs- oder Studienleistungen unternommen wurde, einer deutschen Hochschule 
gleichsteht und die auswärtige Leistung nach Umfang und Inhalt im wesentlichen der Prüfungs- oder Stu-
dienleistungen entspricht, für die eine Anrechnung begehrt wird oder wenn die Anrechnung von Amts wegen 
erfolgt. 2Im Zweifel sind Stellungnahmen der Zentralstelle für ausländisches Bildungswesen bzw. des Prüfers 
einzuholen. 3Außerhalb des Studiums erbrachte berufspraktische Leistungen werden angerechnet, wenn sie 
gleichwertig sind.  

(2) 1Für angerechnete Prüfungsleistungen werden die Noten übernommen oder bei abweichender Noten-
skala umgerechnet, die darauf entfallenden Studienzeiten angerechnet und gegebenenfalls Leistungspunkte 
entsprechend den Anlagen 1 bis 4 vergeben. 2Ist eine Notenumrechnung nicht möglich, bleibt die Prüfungs-
leistung unbenotet; dies gilt insbesondere im Fall des Abs. 1 Satz 3. 3Die Anrechnung wird im Zeugnis  
gekennzeichnet.  

(3) 1Prüfungsleistungen im Vertiefungsbereich des Bachelorstudienganges, die außerhalb der Gottfried  
Wilhelm Leibniz Universität Hannover erbracht wurden, werden im Umfang von zusammen höchstens 30 
Leistungspunkten angerechnet. 2Prüfungsleistungen im Masterstudiengang, die außerhalb der Gottfried  
Wilhelm Leibniz Universität Hannover erbracht wurden, werden im Umfang von zusammen höchstens 30 
Leistungspunkten angerechnet. 

(4) Eine außerhalb der der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover erbrachte Bachelor- oder Master-
arbeit wird nicht angerechnet.  

(5) Abweichende Anrechnungsbestimmungen aufgrund von Vereinbarungen mit ausländischen Hochschulen 
bleiben unberührt. 

 

§ 23  Einsicht in die Prüfungsakten 
1Nach Abschluss der Prüfung wird den Studierenden auf Antrag Einsicht in die vollständigen Prüfungsakten 
gewährt. 2Der Antrag ist spätestens binnen eines Jahres nach Aushändigung des Zeugnisses oder des  
Bescheides über die endgültig nicht bestandene Prüfung zu stellen. 

 

§ 24  Zeugnisse und Bescheinigungen 

(1) 1Über die bestandene Prüfung wird unverzüglich ein Zeugnis ausgestellt, das die Module und deren  
Noten, die Arbeit und deren Note sowie die Gesamtnote der Prüfung und die erworbenen Leistungspunkte 
enthält. 2Dem Zeugnis wird ein Verzeichnis der bestandenen Module (einschließlich der Bachelor- oder  
Masterarbeit) beigefügt. 3Das Verzeichnis beinhaltet die zugeordneten Lehrveranstaltungen und Leistungs-
punkte sowie die Benotung oder Bewertung der Prüfungsleistungen. 4Alle Noten werden zugleich als Dezi-
malzahl ausgewiesen. 5Das Datum des Zeugnisses ist der Tag, an dem die Prüfung bestanden wurde. 6Mit 
gleichem Datum wird eine Urkunde über den verliehenen akademischen Grad und ein Diploma Supplement 
ausgestellt.  

(2) Über die endgültig nicht bestandene Prüfung ergeht ein schriftlicher Bescheid. 
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(3) 1In den Fällen der Abs. 1 und 2 sowie bei anderweitigem Ausscheiden aus dem betreffenden Studien-
gang an der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover wird auf Antrag eine Bescheinigung ausgestellt, 
welche die bestandenen Prüfungsleistungen, deren Bewertungen und die dafür vergebenen Leistungspunk-
te aufführt. 2Im Fall des Abs. 2 weist die Bescheinigung darauf hin, dass die Prüfung endgültig nicht bestan-
den ist. 

(4) Alle Zeugnisse, Urkunden und Bescheinigungen werden in deutscher und in englischer Sprache ausge-
stellt. 

 

§ 25 Prüfungsausschuss 

(1) 1Für die Organisation der Prüfungen und zur Wahrnehmung der Aufgaben nach dieser Prüfungsordnung 
wird aus Mitgliedern der Naturwissenschaftlichen Fakultät ein Prüfungsausschuss gebildet. 2Über die Zu-
sammensetzung entscheidet die Fakultät. 3Dem Prüfungsausschuss gehören fünf Mitglieder an, und zwar 
drei Mitglieder, welche die Hochschullehrergruppe vertreten, ein Mitglied, das die Mitarbeitergruppe vertritt 
und in der Lehre tätig ist, sowie ein Mitglied der Studierendengruppe. 4Der Vorsitz und der stellvertretende 
Vorsitz müssen von Mitgliedern der Hochschullehrergruppe ausgeübt werden; sie und die weiteren Mitglie-
der des Prüfungsausschusses sowie deren Vertretungen werden durch die jeweiligen Gruppenvertretungen 
in der Naturwissenschaftlichen Fakultät gewählt. 5Das studentische Mitglied hat bei der Bewertung und An-
rechnung von Prüfungsleistungen nur beratende Stimme. 

(2) 1Der Prüfungsausschuss fasst seine Beschlüsse mit der Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen; 
Stimmenthaltungen gelten als nicht abgegebene Stimmen. 2Der Prüfungsausschuss ist beschlussfähig,  
soweit die Mehrheit der stimmberechtigten Mitglieder anwesend ist. 

(3) 1Der Prüfungsausschuss kann sich eine Geschäftsordnung geben. 2Über die Sitzungen des Prüfungs-
ausschusses wird eine Niederschrift geführt. 3In dieser sind die wesentlichen Gegenstände der Erörterung 
und die Beschlüsse des Prüfungsausschusses festzuhalten. 

(4) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses haben das Recht, an der Abnahme der Prüfungen beobachtend 
teilzunehmen.  

(5) 1Die Sitzungen des Prüfungsausschusses sind nicht öffentlich. 2Die Mitglieder des Prüfungsausschusses 
und deren Vertretungen unterliegen der Amtsverschwiegenheit. 3Sofern sie nicht im öffentlichen Dienst  
stehen, sind sie durch die Vorsitzende oder den Vorsitzenden zur Verschwiegenheit zu verpflichten. 

(6) 1Der Prüfungsausschuss kann Befugnisse widerruflich auf den Vorsitz und den stellvertretenden Vorsitz 
übertragen. 2Der Prüfungsausschuss kann sich zur Erfüllung seiner Aufgaben einer von ihm beauftragten 
Stelle bedienen. 3Die oder der Vorsitzende bereitet die Beschlüsse des Prüfungsausschusses vor, führt sie 
aus und berichtet dem Prüfungsausschuss laufend über diese Tätigkeit. 

(7) Der Prüfungsausschuss ermöglicht Studierenden, die eine länger andauernde Behinderung durch amts- 
oder fachärztliches Attest nachweisen, Prüfungsleistungen in gleichwertiger anderer Form, zu anderen Ter-
minen oder innerhalb anderen Fristen zu erbringen.  

(8) 1Alle zur selbständigen Lehre befugten Personen der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität sind ohne 
besondere Bestellung Prüfende. 2(Abs. 5 Satz 3 gilt entsprechend). 3Der Prüfungsausschuss kann weitere 
Prüfende bestellen, sofern diese mindestens die durch die Prüfung festzustellende oder gleichwertige Quali-
fikation besitzen. 

 

§ 26  Verfahrensvorschriften 

(1) 1Die allgemeinen Bestimmungen des Verwaltungsrechts sowie die gesetzlichen Regelungen zu Mutter-
schutz und Elternzeit finden im Prüfungsverfahren sinngemäß Anwendung. 2Belastende Verwaltungsakte 
sind schriftlich zu begründen, mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen und bekannt zu geben. 3Gegen 
Entscheidungen, denen die Bewertung einer Prüfungsleistung zu Grunde liegt, kann binnen eines Monats 
nach Zugang des Bescheids Widerspruch eingelegt werden. 

(2) 1Bringt der Prüfling in seinem Widerspruch konkret und substantiiert Einwendungen gegen fachliche Be-
wertungen einer oder eines Prüfenden vor, leitet der Prüfungsausschuss den Widerspruch dieser oder die-
sem Prüfenden zur Überprüfung zu. 2Ändert die oder der Prüfende die Bewertung antragsgemäß, so hilft der 
Prüfungsausschuss dem Widerspruch ab. 3Andernfalls überprüft der Prüfungsausschuss die Entscheidung 
aufgrund der Stellungnahme der oder des Prüfenden insbesondere darauf, ob 
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1. das Prüfungsverfahren ordnungsgemäß durchgeführt worden ist, 

2. bei der Bewertung von einem falschen Sachverhalt ausgegangen worden ist, 

3. allgemein gültige Bewertungsgrundsätze nicht beachtet worden sind, 

4. eine vertretbare und mit gewichtigen Argumenten folgerichtig begründete Lösung als falsch bewertet wor-
den ist, oder ob 

5. sich die oder der Prüfende von sachfremden Erwägungen hat leiten lassen. 
4Entsprechendes gilt, wenn sich der Widerspruch gegen die Bewertung durch mehrere Prüfende richtet.  

(3) Über den Widerspruch soll innerhalb eines Monats entschieden werden. 

(4) Das Widerspruchsverfahren darf nicht zur Verschlechterung der Prüfungsnote führen. 

 

 

Vierter Teil: Schlussvorschriften 

 

§ 27  Inkrafttreten 

Die Änderung der Prüfungsordnung tritt nach Genehmigung durch das Präsidium und nach ihrer Veröffentli-
chung im Verkündungsblatt der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover am 01.10.2012 in Kraft.  

 

§ 28  Übergangsvorschriften 

entfällt 
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Anlagen 

Abkürzungen: 

K Klausur „Kx“ bedeutet eine Klausur von x Minuten 
M Mündliche Prüfung „My“ bedeutet eine mündliche Prüfung von ca. y Minuten 
Z Zusammenfassung 
E Essay 
S Seminarleistung 
V Vortrag 
B Bericht 
P Protokoll 
F Fallstudie 
Po Poster 
ZP zusammengesetzte Prüfungsleistung 
 

Anlage 1.1: Pflichtmodule des Bachelorstudiums 

Modul Lehr-
veranstaltungen 

Semes-
ter 

Voraus-
setz. f. d. 

Zulassung

Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung 

Leistungs-
punkte 

Allgemeine Biologie  

Zellbiologie 

1 Vorlesung  

1 Exp. Übung 

1 

 

 1 K 4 

Allgemeine Biologie:  

Genetik 

1 Vorlesung  

1 Exp. Übung 

1 Tutorium 

1-2  1 K 4 

Allgemeine Botanik 1 Vorlesung  

1 Exp. Übung 

1  1 K  6 

Grundlagen der Gärtnerischen Pflanzen-
produktion 

5 Vorlesungsteile 1  - ZP 5 

Projekt zur gärtnerischen Pflanzen-
produktion 

1 Projekt 1-2 
 

1 ZP  6 

Einführung in die Biomathematik 1 Vorlesung 

1 Übung 

1 
 

1 K  5 

Theorie zur allgemeinen, anorganischen 
und organischen Chemie – CH 1 

1 Vorlesung
1 Tutorium 

1   ZP 

unbenotet 

4 

Zoologie 1 Vorlesung 1   K 5 

Praktikum zur anorganische und  
organische Chemie 

2 Vorlesung 

1 Seminar 

2 Exp. Übung 

2 CH 1 2 ZP 6 

Physik 1 Vorlesung 

1 Übung 

1 Exp. Übung 

1 o. 2 

1 o. 2 

2 

 1 K 

unbenotet 

6 

Pflanzenphysiologie 1 Vorlesung 

1 Exp. Übung 

2  1 K  6 

Besonderheiten der Gärtnerischen  
Pflanzenproduktion 

5 Vorlesungsteile 2 
 

 ZP  5 

Einführung in die Genetik und moderne 
Pflanzenzüchtung 

1 Vorlesung 

1 Seminar 

1 Exp. Übung 

3  2 K  6 

Mikrobiologie I 1 Vorlesung 

1 Exp. Übung 

3  1 K  6 
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Modul Lehr-
veranstaltungen 

Semes-
ter 

Voraus-
setz. f. d. 

Zulassung

Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung 

Leistungs-
punkte 

Chemie: Biochemie 1 Vorlesung 

1 Exp. Übung 

3  1 K 6 

Grundlagen, Messung und Regelungen  
von Wachstumsfaktoren 

1 Vorlesung 

1 Exp. Übung 

3  1 ZP  6 

Grundlagen der Pflanzenbiotechnologie 1 Vorlesung 

1 Exp. Übung 

3  - ZP  6 

Mineralstoffwechsel der Pflanzen 1 Vorlesung 

1 Seminar 

1 Exp. Übung 

4  1 ZP  6 

Grundlagen der Phytomedizin I:  
Etiologie 

1 Vorlesung 

1 Exp. Übung 

4  1 ZP  6 

Einführung in die Biostatistik 1 Vorlesung 

1 Übung 

4   K o. M 6 

Molekulare Zellbiologie 1 Vorlesung 

1 Exp. Übung 

4  1 K  6 

Vertiefungspraktikum  
Pflanzenbiotechnologie  

Praktikum 5-6  - B 12 

Summe      128 

 

Anlage 1.2: Wahlpflichtmodule aus dem Softskill-Bereich des Bachelorstudiums 

Studierende müssen aus diesem Bereich der Wahlpflichtmodule des Softskill-Bereiches mindestens 10 Leis-
tungspunkte erwerben. Die für diesen Studiengang, im aktuellen Semester angebotenen Module im Modul-
katalog, können ohne Antrag gewählt werden. Fachfremde Module nur auf Antrag und mit Zustimmung des 
Prüfungsausschusses. 

 

Modul Semester Leistungspunkte 

Wahlpflichtmodule  
aus dem Softskill-Bereich 

ab 2 bis 6 10 

 

Anlage 1.3: Wahlpflichtmodule des Vertiefungsbereiches im Bachelorstudium 

Studierende müssen aus diesem Bereich der Wahlpflichtmodule mindestens 30 Leistungspunkte erwerben. 
Die für diesen Studiengang, im aktuellen Semester angebotenen Module im Modulkatalog, können ohne 
Antrag gewählt werden. Fachfremde Module nur auf Antrag und mit Zustimmung des Prüfungsausschusses. 

 

Modul Semester Leistungspunkte 

Wahlpflichtmodule  
aus dem Vertiefungsbereich 

5-6 30 

 



Verkündungsblatt der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover vom 26.06.2012 8/2012 
 

 
Seite 27 

Anlage 1.4: Modul für die Bachelorarbeit 

Modul Semester Voraussetz. f. d. 
Zulassung 

Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung 

Leistungs-
punkte 

Bachelorarbeit 5-6 mind. 90 LP  
Bachelorar-

beit 
12 

 

Das Modul Bachelorarbeit enthält genau eine Prüfung, die Bachelorarbeit. 

 

Anlage 2.1: Pflichtmodule des Masterstudiums 

Modul Lehr-
veranstaltungen 

Semester Voraus-
setz. f. d. 

Zulassung

Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung 

Leistungs-
punkte 

Schlüsselqualifikationen für Studierende  
der Pflanzenwissenschaften 

Seminar 

je nach Wahl 

1-4  1 ZP 

unbenotet 

6 

Forschungskonzeption - Projektmanagement - 
Wissenstransfer 

1 Vorlesung 

1 Kolloquium 

1-4  2 S 12 

Forschungspraktikum Praktikum ab 1  1 - 12 

Summe      30 

 

 

Anlage 2.2: Wahlpflichtmodule des Masterstudiums 

Studierende müssen aus diesem Bereich der Wahlpflichtmodule mindestens 60 Leistungspunkte erwerben. 
Die für diesen Studiengang, im aktuellen Semester angebotene Module im Modulkatalog, können ohne  
Antrag gewählt werden. Fachfremde Module nur auf Antrag und mit Zustimmung des Prüfungsausschusses. 

 

Modul Semes-
ter 

Leistungs-
punkte 

Wahlpflichtmodule des Masterstudiums 1-4 60 

 

 

Anlage 2.3: Modul für die Masterarbeit 

Modul Semes-
ter 

Voraussetz. f. d. 
Zulassung 

Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung 

Leistungs-
punkte 

Masterarbeit mit Kolloquium 1-4   Masterarbeit 

und  
Kolloquium 

30 

 

Das Modul Masterarbeit enthält zwei Prüfungsteile, die Masterarbeit und das Kolloquium. 
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Der Fakultätsrat der Naturwissenschaftlichen Fakultät der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover hat am 
23.05.2012 die nachstehende geänderte Prüfungsordnung für den Bachelor- und Masterstudiengang Gartenbauwissen-
schaften beschlossen. Das Präsidium hat die Änderung am 20.06.2012 gemäß § 37 Abs. 1 Nr. 5. b) NHG genehmigt. 
Sie tritt nach ihrer hochschulöffentlichen Bekanntmachung im Verkündungsblatt der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität 
Hannover zum 01.10.2012 in Kraft. 

 

 

Änderung der Prüfungsordnung für den Bachelor- und Masterstudiengang  
Gartenbauwissenschaften 

 

 

Die Naturwissenschaftliche Fakultät der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover hat gemäß §§ 7 
Abs. 3, 44 Abs. 1 des Niedersächsischen Hochschulgesetzes die folgende Prüfungsordnung erlassen. 

 

 

Erster Teil: Bachelorprüfung 

 

§ 1  Zweck der Prüfung und Hochschulgrad 

(1) 1Die Bachelorprüfung bildet den ersten berufsqualifizierenden Abschluss des Studiums. 2Durch die  
Bachelorprüfung soll festgestellt werden, ob der Prüfling die für den Übergang in die Berufspraxis notwendi-
gen Fachkenntnisse und Handlungskompetenzen erworben hat, die fachlichen Zusammenhänge des  
Faches überblickt und die Fähigkeit besitzt, nach wissenschaftlichen Grundsätzen zu arbeiten. 

(2) Nach bestandener Bachelorprüfung verleiht die Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover den  
akademischen Grad „Bachelor of Science (B. Sc.)“. 

 

§ 2  Dauer und Gliederung des Studiums 
1Die Regelstudienzeit beträgt drei Jahre. 2Der Zeitaufwand für das Präsenzstudium und Selbststudium  
beträgt 180 ECTS-Leistungspunkte zu in der Regel je 30 Stunden. 3Das Studium gliedert sich in sechs  
Semester.  

 

§ 3  Aufbau und Inhalt der Prüfung 
1Die Bachelorprüfung wird studienbegleitend abgenommen. 2Sie besteht aus den Pflichtmodulen nach Anla-
ge 1.1, aus Wahlpflichtmodulen nach Anlage 1.2 und 1.3, dem Modul „Bachelorarbeit“ nach Anlage 1.4. 3Die 
den Modulen zugeordneten Lehrveranstaltungen ergeben sich aus dem Modulkatalog. 

 

§ 4  Bachelorarbeit 

(1) 1Die Bachelorarbeit soll zeigen, dass der Prüfling in der Lage ist, innerhalb einer vorgegebenen Frist ein 
Problem aus dem Fach selbständig nach wissenschaftlichen Methoden zu bearbeiten. 2Thema und Aufga-
benstellung der Bachelorarbeit müssen dem Prüfungszweck (§ 1 Abs. 1) und der Bearbeitungszeit nach 
Absatz 2 entsprechen. 3Für die bestandene Bachelorarbeit werden 12 Leistungspunkte vergeben. 

(2) 1Die Bachelorarbeit ist binnen 10 Monate nach Ausgabe in schriftlicher und zusätzlich in elektronischer 
Form abzuliefern. 2Sie ist in der Regel innerhalb von 4 Wochen von zwei Prüfenden zu bewerten.  

(3) Bei der Abgabe der Bachelorarbeit ist schriftlich zu versichern, dass die Arbeit selbständig verfasst wurde 
und keine anderen als die angegebenen Quellen und Hilfsmittel benutzt wurden, alle Stellen der Arbeit, die 
wörtlich oder sinngemäß aus anderen Quellen übernommen wurden, als solche kenntlich gemacht sind und 
die Arbeit in gleicher oder ähnlicher Form noch keiner Prüfungsbehörde vorgelegen hat. 

(4) 1Die Bachelorarbeit kann in Form einer Gruppenarbeit angefertigt werden. 2Der als Prüfungsleistung zu 
bewertende Beitrag des einzelnen Prüflings muss aufgrund der Angaben von Abschnitten, Seitenzahlen 
oder anderen objektiven Kriterien deutlich abgrenzbar und für sich bewertbar sein und den Anforderungen 
nach Abs. 1 entsprechen. 
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(5) Die Bachelorarbeit kann auch in englischer Sprache verfasst werden. 

(6) Das Thema der Bachelorarbeit kann nur einmal und nur innerhalb der ersten zwei Monate der Bearbei-
tungszeit zurückgegeben werden.  

 

§ 5  Bestehen und Nichtbestehen 

(1) Die Bachelorprüfung ist bestanden, wenn die in § 3 in Verbindung mit der Anlage 1 genannten Module 
einschließlich des Moduls „Bachelorarbeit“ bestanden sind und mindestens 180 ECTS-Leistungspunkte er-
worben wurden.  

(2) Die Bachelorprüfung ist endgültig nicht bestanden, wenn die Wiederholung einer nicht bestandenen  
Prüfungsleistung, die nach § 3 erforderlich ist, gemäß § 16 nicht mehr möglich ist. 

 

§ 6  Zwischenprüfung 

Entfällt 

 

 

Zweiter Teil: Masterprüfung 

 

§ 7  Zweck der Prüfung und Hochschulgrad 

(1) 1Die Masterprüfung bildet einen weiteren berufsqualifizierenden Abschluss des Studiums. 2Durch die 
Masterprüfung soll festgestellt werden, ob der Prüfling die für den Übergang in die Berufspraxis notwendigen 
Fachkenntnisse und Handlungskompetenzen erworben hat, die fachlichen Zusammenhänge des Faches 
überblickt und die Fähigkeit besitzt, nach wissenschaftlichen Grundsätzen selbstständig zu arbeiten und 
wissenschaftliche Erkenntnisse anzuwenden. 

(2) Nach bestandener Masterprüfung verleiht die Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover den aka-
demischen Grad „Master of Science (M. Sc.)“. 

 

§ 8  Dauer und Gliederung des Studiums 
1Die Regelstudienzeit beträgt zwei Jahre. 2Der Zeitaufwand für das Präsenzstudium und Selbststudium be-
trägt 120 ECTS-Leistungspunkte zu in der Regel je 30 Stunden. 3Das Studium gliedert sich in 4 Semester. 

 

§ 9  Aufbau und Inhalt der Prüfung 
1Die Masterprüfung wird studienbegleitend abgenommen. 2Sie besteht aus den Pflichtmodulen nach Anlage 
2.1, den Wahlpflichtmodulen nach Anlage 2.2 und dem Modul „Masterarbeit“ nach Anlage 2.3. 3Die den  
Modulen zugeordneten Lehrveranstaltungen ergeben sich aus dem Modulkatalog. 

 

§ 10  Masterarbeit  

(1) 1Das Modul „Masterarbeit“ besteht aus der Masterarbeit und einem Kolloquium. 2Die Masterarbeit soll 
zeigen, dass der Prüfling in der Lage ist, innerhalb einer vorgegebenen Frist ein Problem aus dem Fach 
selbständig nach wissenschaftlichen Methoden zu bearbeiten. 3Thema und Aufgabenstellung der Masterar-
beit müssen dem Prüfungszweck (§ 7 Abs. 1) und der Bearbeitungszeit nach Absatz 2 entsprechen. 4Für 
das bestandene Modul Masterarbeit werden 30 Leistungspunkte vergeben. 

(2) 1Die Masterarbeit ist binnen 20 Monaten nach Ausgabe in schriftlicher und zusätzlich in elektronischer 
Form abzuliefern. 2Sie ist in der Regel innerhalb von 4 Wochen von zwei Prüfenden zu bewerten, dabei wird 
das Kolloquium mit in die Bewertung einbezogen. 3Der Verlauf der Bearbeitung der Masterarbeit kann auch 
bei der Bewertung berücksichtigt werden. 4In diesem Fall sind die zugrundeliegenden Bewertungskriterien 
im Vorfeld zu benennen. 

(3) 1Das Kolloquium umfasst die Darstellung der Masterarbeit und die Vermittlung ihrer Ergebnisse im münd-
lichen Vortrag sowie in einer anschließenden Diskussion. 2Die Dauer beträgt in der Regel 60 Minuten.  

(4) § 4 Abs. 3 bis 6 gelten entsprechend. 
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§ 11  Bestehen und Nichtbestehen 

(1) Die Masterprüfung ist bestanden, wenn die in § 9 in Verbindung mit der Anlage 2 genannten Module ein-
schließlich des Moduls „Masterarbeit“ bestanden sind und mindestens 120 ECTS-Leistungspunkte erworben 
wurden. 

(2) Die Masterprüfung ist endgültig nicht bestanden, wenn die Wiederholung einer nicht bestandenen Prü-
fungsleistung, die nach § 9 erforderlich ist, gemäß § 16 nicht mehr möglich ist. 

 

 

Dritter Teil: Gemeinsame Vorschriften 

 

§ 12  Zulassung 

(1) Für die Bachelor- bzw. Masterprüfung (Prüfung) ist zugelassen, wer in dem betreffenden Studiengang an 
der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover eingeschrieben ist.  

(2) Die Zulassung wird versagt, wenn in einem vergleichbaren Studiengang, insbesondere in einem der  
Studiengänge Gartenbauwissenschaften, Gartenbau, Agrarwissenschaft eine Prüfung endgültig nicht  
bestanden ist. 

(3) 1Die Zulassung zur Bachelor- bzw. zur Masterarbeit muss gesondert beantragt werden. 2Die Zulassung 
zur Bachelorarbeit setzt voraus, dass im Rahmen der Bachelorprüfung mindestens 90 Leistungspunkte des 
Pflichtteils erworben wurden.  

(4) Die Zulassung nach Abs. 3 wird versagt, wenn die Zulassungsvoraussetzungen nicht erfüllt sind. 

 

§ 13 Erbringung von Prüfungsleistungen durch Schüler und Schülerinnen,  
Zivil-, Sozial- und Grundwehrdienstleistende sowie Auszubildende mit Abitur 

entfällt 

 

§ 14  Studien- und Prüfungsleistungen 

(1) Prüfungsleistungen sind Bachelor- und Masterarbeiten, Klausuren, mündliche Prüfungsleistungen, Semi-
narleistungen, Projektarbeiten, Protokolle, Berichte, Fallstudien, schriftliche Zusammenfassungen, Essays, 
Vortrag und zusammengesetzte Prüfungsleistungen. 

(2) 1Studienleistungen sind insbesondere Hausübungen, Laborübungen, Präsenzübungen, Praktikumsbe-
richte, Klausuren, Vorträge, Hausarbeiten, Projektarbeiten, Poster, Berichte, Protokolle und Fallstudie, die 
der laufenden Leistungskontrolle dienen. 2Die Studienleistungen beinhalten in der Regel die regelmäßige 
Teilnahme an der dazugehörenden Lehrveranstaltung. 3Die zu erbringenden Studienleistungen werden in 
den jeweiligen Modul- und Veranstaltungsbeschreibungen näher erläutert und von den Lehrenden in Ab-
sprache mit den Studierenden spätestens mit Beginn der Lehrveranstaltung festgelegt. 

(3) 1Eine Klausur ist eine schriftliche Arbeit unter Aufsicht. 2Die Dauer beträgt in der Regel 90 Minuten. 3Die 
Aufspaltung einer Klausur in mehrere Teilklausuren ist zulässig. 4Die genaue Anzahl der Teilklausuren sowie 
deren Gewichtung ergeben sich aus der Modulbeschreibung. 5Abweichend von den Anlagen bzw. Modulbe-
schreibungen können Klausuren auch durch mündliche Prüfungen ersetzt werden. 6Die Ankündigung der 
Prüfungsform muss spätestens zum Beginn der Meldefristen erfolgen. 

(4) 1Elektronische Prüfungen sind Prüfungen, bei denen die Antworten in elektronische Eingabegeräte er-
fasst und über diese ausgewertet werden. 2Die Dauer richtet sich nach den Anlagen. 

(5) 1Die Dauer der mündlichen Prüfungsleistung beträgt pro Prüfling in der Regel 30 Minuten. 2Sie findet 
nichtöffentlich in Gegenwart einer oder eines Beisitzenden, die oder der selbst die durch die Prüfung festzu-
stellende oder eine gleichwertige Qualifikation besitzt als Einzelprüfung oder als Gruppenprüfung für bis zu 
fünf Studierende gleichzeitig statt. 3Die wesentlichen Gegenstände der Prüfungsleistung werden in einem 
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Protokoll festgehalten. 4Studierende, die sich in einem späteren Prüfungstermin der gleichen Prüfung unter-
ziehen wollen, sowie andere Mitglieder der Hochschule, die ein eigenes berechtigtes Interesse geltend ma-
chen, sind als Zuhörende bei mündlichen Prüfungen zuzulassen. 5Dies erstreckt sich nicht auf die Beratung 
und Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses an den Prüfling. 6Auf Antrag eines Prüflings sind die Zuhörerin-
nen und Zuhörer nach Satz 4 auszuschließen.  

(6) 1Eine Seminarleistung ist eine selbstständige Bearbeitung einer fachspezifischen oder fächerübergrei-
fenden Aufgabenstellung sowie die Darstellung dieser Arbeit und ihrer Ergebnisse in einem mündlichen Vor-
trag mit einer anschließenden Diskussion oder nach Maßgabe der oder des Prüfenden eine mündliche Prü-
fung gemäß Abs. 4. 2Nach Maßgaben der oder des Prüfenden kann eine Mindestanwesenheit verlangt wer-
den. 

(7) 1Eine Projektarbeit ist eine eigenverantwortliche Bearbeitung einer fachspezifischen oder fächerübergrei-
fenden Aufgabenstellung in theoretischer und experimenteller Hinsicht. 2Die Bearbeitungszeit beträgt in der 
Regel 60 Zeitstunden.  

(8) 1Testate können ergänzend zur Bewertung einer Prüfungsleistung herangezogen werden. 2Sie sind ge-
nau einer Prüfungsleistung zugeordnet und dienen der studienbegleitenden Kontrolle des Lernfortschritts. 
3In die Testtatbewertung können Einzelkriterien wie Mindestanwesenheit, Hausübungen oder mündliche 
bzw. schriftliche Kurzprüfungen eingehen. 4Testatbewertungen werden nicht explizit im Zeugnis ausgewie-
sen, sie gehen nach Maßgabe des oder der Prüfenden in die Bewertung der Prüfungsleistung mit einem 
Gewicht von 25% ein. 5Ein Bestehen der Prüfung muss auch ohne Testatbewertung möglich sein. 
6Erworbene Testatbewertungen können nach Maßgabe des oder der Prüfenden erhalten bleiben, auch 
wenn die Prüfungsleistung nicht bestanden wurde. 7Die Modalitäten zur Durchführung von Testaten und ihre 
Einbeziehung in die Prüfungsnoten sind vom zuständigen Prüfenden bis spätestens zu Veranstaltungsbe-
ginn durch Aushang bekannt zu geben. 

(9) 1Ein Bericht / Protokoll ist eine selbstständige, vom Umfang begrenzte, wissenschaftliche Arbeit zu einem 
vorgegebenen Thema. 2Er / Es beinhaltet Aufgabenstellung, Problembehandlung und Schlussfolgerung. 

(10) Eine Fallstudie ist eine Auswertung von Daten eines Experimentes, einschließlich der Methodenbe-
schreibung, der Programmlistings, der Interpretation und Schlussfolgerungen in Berichtsform.  

(11) 1Eine schriftliche Zusammenfassung und ein Essay und eine Hausarbeit sind selbständige schriftliche 
Arbeiten. 2Der Umfang richtet sich nach den Modulbeschreibungen. 

(12) 1In einem Vortrag soll der Prüfling nachweisen, dass er in der Lage ist, einen wissenschaftlichen Sach-
verhalt kurz und präzise darzustellen, und die Fertigkeit beherrscht, in einer wissenschaftlich kritischen  
Diskussion seinen Standpunkt zu verteidigen. 2Um eine objektive Bewertung zu gewährleisten, muss der 
Prüfling ein Manuskript des Vortrages vor dem mündlichen Vortrag bei der für den betreffenden Kurs ver-
antwortlichen Dozentin oder dem Dozenten abgeben. 

(13) 1Eine zusammengesetzte Prüfungsleistung kann aus bis zu fünf kleineren Prüfungen bestehen. 2Teile 
dieser Prüfungsleistungen können Klausuren, mündliche Prüfungen, Protokolle, Seminarleistungen, Fallstu-
dien oder Berichte sein. 3Die genaue Anzahl und Art der Prüfungsteile sowie deren Gewichtung ergeben 
sich aus den Modulbeschreibungen. 

(14) Prüfungs- und Studienleistungen in Form von Gruppenarbeiten sind zulässig, sofern sich die einzelnen 
Beiträge aufgrund objektiver Kriterien deutlich abgrenzen und getrennt bewerten lassen. 

(15) Bei der Abgabe von schriftlichen Ausarbeitungen ist schriftlich zu versichern, dass die Arbeit selbstän-
dig verfasst wurde und keine anderen als die angegebenen Quellen und Hilfsmittel benutzt wurden und alle 
Stellen der Arbeit, die wörtlich oder sinngemäß aus anderen Quellen übernommen wurden, als solche kennt-
lich gemacht sind. 

(16) Sind in den fachspezifischen Anlagen bzw. in den Modulbeschreibungen in einem Modul alternative 
Prüfungsformen vorgesehen oder kann gem. § 14 Abs. 3 eine Prüfungsform durch eine andere ersetzt wer-
den, muss die Ankündigung der Prüfungsform spätestens zum Beginn der Meldefrist erfolgen. 

 

§ 15  Anmeldung 

(1) 1Für jede Prüfungsleistung ist innerhalb der vom Prüfungsausschuss festgesetzten Prüfungszeiträume 
eine gesonderte Anmeldung erforderlich. 2Pro Semester gibt es für jedes angebotene Modul zwei Prüfungs-
zeiträume. 3Eine Prüfungsanmeldung außerhalb der Semesterlage des jeweiligen Moduls ist nicht möglich. 
4Ausgenommen von dieser Regelung sind Module, die zumindest teilweise in der vorlesungsfreien Zeit  
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stattfinden. 5Für diese Fälle wird ein semesterübergreifender Prüfungszeitraum angeboten. 6Bei semester-
übergreifend stattfindenden Modulen sind die Prüfungszeiträume an die Semesterlage der einzelnen Prü-
fungsleistungen gebunden. 

(2) 1Im Bereich der Wahlpflichtmodule nach den Anlagen 1.3 oder 2.2 können jeweils mehr Module abgelegt 
werden, als zur Erlangung der notwendigen Leistungspunkte erbracht werden müssen. 2Zur Berechnung der 
Gesamtnote nach § 19 Abs. 3 werden die Module mit den besten Bewertungen herangezogen. 3Die übrigen 
Module werden als Zusatzprüfungen gem. § 21 behandelt. 4Alle gewählten Wahlpflichtmodule müssen gem. 
§ 16 bestanden bzw. entsprechend der Wiederholungsregelungen bis zum Bestehen oder endgültigem 
Nichtbestehen wiederholt werden. 5Ein endgültiges Nichtbestehen eines Wahlpflichtmodules führt gem. §§ 5 
Abs. 2 bzw. 11 Abs. 2 zum endgültigen Nichtbestehen des Studiengangs. 6Im begründeten Fall kann auf 
Antrag des Studierenden vom Prüfungsausschuss entschieden werden, dass maximal ein nicht bestande-
nes Wahlpflicht- bzw. Wahlmodul durch ein anderes Wahlpflicht- bzw. Wahlmodul je Studiengang ersetzt 
wird. 

§ 16  Wiederholung 

(1) 1Bestandene Prüfungsleistungen können nicht wiederholt werden. 2Eine nicht bestandene Prüfungsleis-
tung kann zweimal wiederholt werden. 3Wiederholungsprüfungen sollten zum nächsten regulären Prüfungs-
termin, der für das Modul angeboten wird, abgelegt werden. 

(2) Eine nicht bestandene Prüfungsleistung kann nach Wahl der oder des Prüfenden auch in einer anderen 
Prüfungsform gem. § 14 wiederholt werden. 

(3) 1Eine nicht bestandene Bachelor- bzw. Masterarbeit kann einmal wiederholt werden. 2Im Wiederholungs-
falle darf die Arbeit nicht als Gruppenarbeit ausgestellt werden. 3Das neue Thema der Arbeit wird in ange-
messener Frist, in der Regel innerhalb von drei Monaten nach Bekanntgabe des Ergebnisses, ausgegeben. 

 

§ 17  Versäumnis, Rücktritt 

(1) 1Der Rücktritt von einer Anmeldung zu einer Klausur kann bis zum Beginn der Prüfung erfolgen. 2Der 
Rücktritt gilt auch für eine Klausur, die Bestandteil einer zusammengesetzten Prüfungsleistung ist. 3Bei zu-
sammengesetzten Prüfungsleistungen, die ausschließlich aus Klausurteilen bestehen gibt es nur einen 
kompletten Rücktritt von der Gesamtprüfung zum ersten Klausurteil, ansonsten gilt § 19 Abs. 3. 4Das Nicht-
erscheinen zu einem festgesetzten Klausurprüfungstermin wird als Rücktritt gewertet. 5Der Rücktritt von 
einer mündlichen Prüfung muss spätestens eine Woche vor dem Prüfungstermin gegenüber dem Prüfer und 
dem Prüfungsausschuss erklärt werden. 6Der Rücktritt nach den Sätzen 1 bis 3 ist ohne Angabe von Grün-
den zulässig. 

(2) 1Bei Versäumnis eines festgesetzten Abgabetermins oder bei Rücktritt von einer Prüfungsleistung entge-
gen Absatz 1 gilt die betreffende Prüfungsleistung als mit „nicht bestanden“ bewertet. 2Abweichend hiervon 
gilt die Prüfungsleistung als nicht unternommen, wenn für das Versäumnis oder den Rücktritt triftige Gründe 
unverzüglich schriftlich angezeigt und glaubhaft gemacht werden. 3Im Krankheitsfall ist ein fachärztliches 
oder amtsärztliches Attest vorzulegen. 4Die Entscheidung über die Anerkennung der triftigen Gründe trifft der 
Prüfungsausschuss.  

(3) 1In Fällen, in denen der Abgabetermin aus triftigen Gründen nicht eingehalten werden kann, kann der 
Prüfungsausschuss entscheiden, dass lediglich der Abgabetermin für die Prüfungsleistung um höchstens 
zwei Wochen hinausgeschoben wird, ohne dass die Prüfungsleistung als nicht unternommen gilt. 2Darüber 
hinaus kann der Prüfungsausschuss in begründeten Fällen den Abgabetermin weiter hinausschieben.  

(4) Der Rücktritt von allen übrigen Studien- und Prüfungsleistungen gemäß § 14 ist ausgeschlossen. 

 

§ 18  Täuschung, Ordnungsverstoß 

(1) 1Beim Versuch, das Ergebnis einer Prüfungsleistung durch Täuschung zu beeinflussen, gilt die betref-
fende Prüfungsleistung als mit „nicht bestanden“ bewertet. 2Das Mitführen nicht zugelassener Hilfsmittel 
nach Klausurbeginn ist stets ein Täuschungsversuch. 3In besonders schwerwiegenden Fällen – insbesonde-
re bei Plagiaten oder einem wiederholten Verstoß nach Satz 2 – kann der Prüfungsausschuss den Prüfling 
von der Erbringung weiterer Prüfungs- und Studienleistungen ausschließen. 

(2) Wer sich eines Ordnungsverstoßes schuldig macht, kann von der Fortsetzung der betreffenden Prü-
fungsleistung ausgeschlossen werden; in diesem Fall gilt die betreffende Prüfungsleistung als mit „nicht be-
standen“ bewertet. 
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§ 19  Bewertung und Notenbildung 

(1) 1Prüfungsleistungen werden von den Prüfenden in der Regel binnen vier Wochen bewertet. 2Prüfungs-
leistungen werden in der Regel benotet. 3Unbenotete Prüfungsleistungen werden mit „bestanden“ oder 
„nicht bestanden“ bewertet. 4Dabei sind folgende Notenstufen zu verwenden:  

1,0; 1,3 = sehr gut = eine besonders hervorragende Leistung, 

1,7; 2,0; 2,3 = gut = eine erheblich über den durchschnittlichen Anforderungen liegende Leistung, 

2,7; 3,0; 3,3 = befriedigend = eine Leistung, die in jeder Hinsicht den durchschnittlichen Anforderungen entspricht, 

3,7; 4,0 = ausreichend = eine Leistung, die trotz ihrer Mängel den Mindestanforderungen entspricht, 

5,0 = nicht ausreichend = eine Leistung, die wegen erheblicher Mängel den Anforderungen nicht mehr genügt. 
5Eine mit „nicht ausreichend“ bewertete Prüfungsleistung ist nicht bestanden. 

(2) 1Wird eine Prüfungsleistung durch zwei Prüfende bewertet, ist sie bestanden, wenn beide die Prüfungs-
leistung mit mindestens „ausreichend“ oder „bestanden“ bewerten. 2Die Note errechnet sich in diesem Fall 
aus dem Durchschnitt der von den Prüfenden festgesetzten Einzelnoten. 

(3) 1Eine zusammengesetzte Prüfungsleistung gem. § 14 Abs. 13 ist bestanden, wenn der anhand der Ge-
wichtung der einzelnen Noten errechnete Durchschnitt mindestens 4,0 beträgt. 2Dabei ist es unerheblich, ob 
die einzelnen Teilleistungen bestanden wurden. 3Gleiches gilt für eine gem. § 14 Abs. 3 in mehrere Teile 
aufgespaltene Klausur. 4 Eine unbenotete zusammengesetzte Prüfungsleistung ist bestanden, wenn 50 % 
der Einzelleistungen bestanden sind. 

(4) 1Die Gesamtnote der Prüfung ist das arithmetische Mittel der Noten aller benoteten Prüfungsleitungen. 
2Dabei werden die in der Anlage bzw. Modulbeschreibung aufgeführten Leistungspunkte als Gewichte ver-
wendet. 3Soweit sich durch die Wahl des letzten Moduls das zum Erreichen der nach § 5 Abs. 1 bzw. § 11 
Abs. 1 erforderlichen Leistungspunkte notwendig ist, eine geringfügige Überschreitung dieser Punktzahlen 
ergibt, werden die Module bei der Berechnung der Gesamtnote einbezogen. 4Die Gesamtnote lautet  

bei einem Durchschnitt bis 1,5 sehr gut,  

bei einem Durchschnitt über 1,5 bis 2,5 gut, 

bei einem Durchschnitt über 2,5 bis 3,5 befriedigend, 

bei einem Durchschnitt über 3,5 bis 4,0 ausreichend, 

bei einem Durchschnitt über 4,0 nicht ausreichend. 
5Ist der Gesamtnotendurchschnitt mindestens 1,3 oder besser, so wird das Prädikat „mit Auszeichnung“ ver-
liehen.  

(5) 1Zusätzlich zur Gesamtnote gem. Abs. 4 wird eine relative ECTS-Notenverteilung in Form einer Einstu-
fungstabelle ausgewiesen. 2Die Ermittlung basiert auf dem ECTS Users´ Guide der Europäischen Kommis-
sion in der jeweils geltenden Fassung. 3Innerhalb der Rahmenvorgaben des Präsidiums, werden die Para-
meter für die Kohortenbildung durch die den Studiengang anbietende Fakultät festgelegt, die Notenvertei-
lung ermittelt und auf den Abschlussdokumenten ausgewiesen. 

(6) Bei der Bildung der Note nach Absätzen 2-4 wird nur die erste Dezimalstelle hinter dem Komma berück-
sichtigt; alle weiteren Stellen werden ohne Rundung gestrichen. 

(7) 1Die Gesamtnote des Studiums wird zusätzlich als Grade Point Average (GPA) ausgewiesen. 2Hierzu 
werden die nach Abs. 1 bewerteten Prüfungsleistungen zusätzlich in folgenden Notenpunkten ausgewiesen:  

Note   Notenpunkte 

1,0 = 4,0  

1,3 = 3,7 

1,7 = 3,3  

2,0 = 3,0 

2,3 = 2,7  

2,7 = 2,3 

3,0 = 2,0  

3,3 = 1,7 
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3,7 = 1,3  

4,0 = 1,0 
3Aus den Notenpunkten der Prüfungsleistungen werden gem. § 20 Abs. 2 Notenpunkte für die Modulnoten 
gebildet. 4Anhand der Notenpunkte der Module wird der GPA gem. Abs. 4 als Durchschnitt der Notenpunkte 
ermittelt. Abs. 6 gilt entsprechend. 

 

§ 20  Leistungspunkte und Module 

(1) Die in den Anlagen aufgeführten Leistungspunkte werden vergeben, wenn die geforderten Prüfungsleis-
tungen bestanden und die zugehörigen Studienleistungen erbracht wurden.  

(2) 1Ein Modul ist nach Erwerb aller in der jeweiligen Anlage genannten Leistungspunkte bestanden. 2Die 
Modulnote wird gemäß § 19 Abs. 4 aus den Noten der im Rahmen des Moduls bestandenen benoteten Prü-
fungsleistungen gebildet. 

 

§ 21  Zusatzprüfungen 
1Studierende können sich weiteren als den für die Erreichung der Mindestleistungspunktzahl erforderlichen 
Prüfungen unterziehen (Zusatzprüfungen. 2Die Ergebnisse der Zusatzprüfungen werden - auf Antrag nicht - 
in das Zeugnis bzw. die Bescheinigungen gemäß § 24 aufgenommen, jedoch bei der Festsetzung der Ge-
samtnote nicht mit einbezogen. 

 

§ 22  Anrechnung 

(1) 1Bestandene und nicht bestandene Prüfungs- und Studienleistungen, die im Inland oder Ausland in dem-
selben oder einem vergleichbaren Studiengang unternommenen wurden, werden angerechnet, wenn die 
Institution, an der die Prüfungs- oder Studienleistungen unternommen wurde, einer deutschen Hochschule 
gleichsteht und die auswärtige Leistung nach Umfang und Inhalt im wesentlichen der Prüfungs- oder Stu-
dienleistungen entspricht, für die eine Anrechnung begehrt wird oder wenn die Anrechnung von Amts wegen 
erfolgt. 2Im Zweifel sind Stellungnahmen der Zentralstelle für ausländisches Bildungswesen bzw. des Prüfers 
einzuholen. 3Außerhalb des Studiums erbrachte berufspraktische Leistungen werden angerechnet, wenn sie 
gleichwertig sind.  

(2) 1Für angerechnete Prüfungsleistungen werden die Noten übernommen oder bei abweichender Noten-
skala umgerechnet, die darauf entfallenden Studienzeiten angerechnet und gegebenenfalls Leistungspunkte 
entsprechend den Anlagen 1 bis 4 vergeben. 2Ist eine Notenumrechnung nicht möglich, bleibt die Prüfungs-
leistung unbenotet; dies gilt insbesondere im Fall des Abs. 1 Satz 3. 3Die Anrechnung wird im Zeugnis ge-
kennzeichnet.  

(3) Prüfungsleistungen im Vertiefungsbereich des Bachelorstudienganges, die außerhalb der Gottfried Wil-
helm Leibniz Universität Hannover erbracht wurden, werden im Umfang von zusammen höchstens 30 Leis-
tungspunkten angerechnet. Prüfungsleistungen im Masterstudiengang, die außerhalb der Gottfried Wilhelm 
Leibniz Universität Hannover erbracht wurden, werden im Umfang von zusammen höchstens 30 Leistungs-
punkten angerechnet. 

(4) Eine außerhalb der der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover erbrachte Bachelor- oder Master-
arbeit wird nicht angerechnet.  

(5) Abweichende Anrechnungsbestimmungen aufgrund von Vereinbarungen mit ausländischen Hochschulen 
bleiben unberührt. 

 

§ 23  Einsicht in die Prüfungsakten 
1Nach Abschluss der Prüfung wird den Studierenden auf Antrag Einsicht in die vollständigen Prüfungsakten 
gewährt. 2Der Antrag ist spätestens binnen eines Jahres nach Aushändigung des Zeugnisses oder des Be-
scheides über die endgültig nicht bestandene Prüfung zu stellen. 
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§ 24  Zeugnisse und Bescheinigungen 

(1) 1Über die bestandene Prüfung wird unverzüglich ein Zeugnis ausgestellt, das die Module und deren No-
ten, die Arbeit und deren Note sowie die Gesamtnote der Prüfung und die erworbenen Leistungspunkte ent-
hält. 2Dem Zeugnis wird ein Verzeichnis der bestandenen Module (einschließlich der Bachelor- oder Master-
arbeit) beigefügt. 3Das Verzeichnis beinhaltet die zugeordneten Lehrveranstaltungen und Leistungspunkte 
sowie die Benotung oder Bewertung der Prüfungsleistungen. 4Alle Noten werden zugleich als Dezimalzahl 
ausgewiesen. 5Das Datum des Zeugnisses ist der Tag, an dem die Prüfung bestanden wurde. 6Mit gleichem 
Datum wird eine Urkunde über den verliehenen akademischen Grad und ein Diploma Supplement ausge-
stellt. 

(2) Über endgültig nicht bestandene Prüfung ergeht ein schriftlicher Bescheid. 

(3) 1In den Fällen der Abs. 1 und 2 sowie bei anderweitigem Ausscheiden aus dem betreffenden Studien-
gang an der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover wird auf Antrag eine Bescheinigung ausgestellt, 
welche die bestandenen Prüfungsleistungen, deren Bewertungen und die dafür vergebenen Leistungspunk-
te aufführt. 2Im Fall des Abs. 2 weist die Bescheinigung darauf hin, dass die Prüfung endgültig nicht bestan-
den ist. 

(4) Alle Zeugnisse, Urkunden und Bescheinigungen werden in deutscher und in englischer Sprache ausge-
stellt. 

(5) Für den Abschluss Master of Science kann eine Bescheinigung über die Gleichwertigkeit mit dem aka-
demischen Grad Diplom-Agraringenieurin oder Diplom-Agraringenieur ausgestellt werden.  

 

§ 25 Prüfungsausschuss 

(1) 1Für die Organisation der Prüfungen und zur Wahrnehmung der Aufgaben nach dieser Prüfungsordnung 
wird aus Mitgliedern der Naturwissenschaftlichen Fakultät ein Prüfungsausschuss gebildet. 2Über die Zu-
sammensetzung entscheidet die Fakultät. 3Dem Prüfungsausschuss gehören fünf Mitglieder an, und zwar 
drei Mitglieder, welche die Hochschullehrergruppe vertreten, ein Mitglied, das die Mitarbeitergruppe vertritt 
und in der Lehre tätig ist, sowie ein Mitglied der Studierendengruppe. 4Der Vorsitz und der stellvertretende 
Vorsitz müssen von Mitgliedern der Hochschullehrergruppe ausgeübt werden; sie und die weiteren Mitglie-
der des Prüfungsausschusses sowie deren Vertretungen werden durch die jeweiligen Gruppenvertretungen 
in der Naturwissenschaftlichen Fakultät gewählt. 5Das studentische Mitglied hat bei der Bewertung und An-
rechnung von Prüfungsleistungen nur beratende Stimme. 

(2) 1Der Prüfungsausschuss fasst seine Beschlüsse mit der Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen; 
Stimmenthaltungen gelten als nicht abgegebene Stimmen.  2Der Prüfungsausschuss ist beschlussfähig, 
soweit die Mehrheit der stimmberechtigten Mitglieder anwesend ist. 

(3) 1Der Prüfungsausschuss kann sich eine Geschäftsordnung geben. Über die Sitzungen des Prüfungsaus-
schusses wird eine Niederschrift geführt. 2In dieser sind die wesentlichen Gegenstände der Erörterung und 
die Beschlüsse des Prüfungsausschusses festzuhalten. 

(4) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses haben das Recht, an der Abnahme der Prüfungen beobachtend 
teilzunehmen.  

(5) 1Die Sitzungen des Prüfungsausschusses sind nicht öffentlich. 2Die Mitglieder des Prüfungsausschusses 
und deren Vertretungen unterliegen der Amtsverschwiegenheit. 3Sofern sie nicht im öffentlichen Dienst ste-
hen, sind sie durch die Vorsitzende oder den Vorsitzenden zur Verschwiegenheit zu verpflichten. 

(6) 1Der Prüfungsausschuss kann Befugnisse widerruflich auf den Vorsitz und den stellvertretenden Vorsitz 
übertragen. 2Der Prüfungsausschuss kann sich zur Erfüllung seiner Aufgaben einer von ihm beauftragten 
Stelle bedienen. 3Die oder der Vorsitzende bereitet die Beschlüsse des Prüfungsausschusses vor, führt sie 
aus und berichtet dem Prüfungsausschuss laufend über diese Tätigkeit. 

(7) Der Prüfungsausschuss ermöglicht Studierenden, die eine länger andauernde Behinderung durch amts- 
oder fachärztliches Attest nachweisen, Prüfungsleistungen in gleichwertiger anderer Form, zu anderen Ter-
minen oder innerhalb anderen Fristen zu erbringen.  

(8) Alle zur selbständigen Lehre befugten Personen der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität sind ohne be-
sondere Bestellung Prüfende. (Abs. 5 Satz 3 gilt entsprechend). 2Der Prüfungsausschuss kann weitere Prü-
fende bestellen, sofern diese mindestens die durch die Prüfung festzustellende oder gleichwertige Qualifika-
tion besitzen. 
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§ 26  Verfahrensvorschriften 

(1) 1Die allgemeinen Bestimmungen des Verwaltungsrechts sowie die gesetzlichen Regelungen zu Mutter-
schutz und Elternzeit finden im Prüfungsverfahren sinngemäß Anwendung. 2Belastende Verwaltungsakte 
sind schriftlich zu begründen, mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen und bekannt zu geben. 3Gegen 
Entscheidungen, denen die Bewertung einer Prüfungsleistung zu Grunde liegt, kann binnen eines Monats 
nach Zugang des Bescheids Widerspruch eingelegt werden. 

(2) 1Bringt der Prüfling in seinem Widerspruch konkret und substantiiert Einwendungen gegen fachliche Be-
wertungen einer oder eines Prüfenden vor, leitet der Prüfungsausschuss den Widerspruch dieser oder die-
sem Prüfenden zur Überprüfung zu. 2Ändert die oder der Prüfende die Bewertung antragsgemäß, so hilft der 
Prüfungsausschuss dem Widerspruch ab. 3Andernfalls überprüft der Prüfungsausschuss die Entscheidung 
aufgrund der Stellungnahme der oder des Prüfenden insbesondere darauf, ob 

1. das Prüfungsverfahren ordnungsgemäß durchgeführt worden ist, 

2. bei der Bewertung von einem falschen Sachverhalt ausgegangen worden ist, 

3. allgemein gültige Bewertungsgrundsätze nicht beachtet worden sind, 

4. eine vertretbare und mit gewichtigen Argumenten folgerichtig begründete Lösung als falsch bewertet wor-
den ist, oder ob  

5. sich die oder der Prüfende von sachfremden Erwägungen hat leiten lassen.  

4Entsprechendes gilt, wenn sich der Widerspruch gegen die Bewertung durch mehrere Prüfende richtet.  

(3) Über den Widerspruch soll innerhalb eines Monats entschieden werden. 

(4) Das Widerspruchsverfahren darf nicht zur Verschlechterung der Prüfungsnote führen. 

 

 

Vierter Teil: Schlussvorschriften 

 

§ 27  Inkrafttreten 

Die Änderung der Prüfungsordnung tritt nach Genehmigung durch das Präsidium und nach ihrer Veröffentli-
chung im Verkündungsblatt der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover am 01.10.2012 in Kraft.  

 

§ 28  Übergangsvorschriften 

entfällt 
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Anlagen 

Abkürzungen: 

K Klausur „Kx“ bedeutet eine Klausur von x Minuten 
M Mündliche Prüfung „My“ bedeutet eine mündliche Prüfung von ca. y Minuten 
Z Zusammenfassung 
E Essay 
S Seminarleistung 
V Vortrag 
B Bericht 
P Protokoll 
F Fallstudie 
Po Poster 
ZP zusammengesetzte Prüfungsleistung 
 

Anlage 1.1: Pflichtmodule des Bachelorstudiums 

Modul Lehr-
veranstaltungen 

Semes-
ter 

Voraus-
setz. f. d. 

Zulassung

Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung 

Leis-
tungs-
punkte 

Allgemeine Biologie  

Zellbiologie 

1 Vorlesung  

1 Exp. Übung 

1  1 K 4 

Allgemeine Biologie:  

Genetik 

1 Vorlesung  

1 Exp. Übung 

1 Tutorium 

1-2  1 K 4 

Allgemeine Botanik 1 Vorlesung  

1 Exp. Übung 

1  1 K 6 

Grundlagen der Gärtnerischen  
Pflanzenproduktion 

5 Vorlesungsteile 1   

 

ZP 5 

Projekt zur gärtnerischen  
Pflanzenproduktion 

1 Projekt 1-2 
 

1 ZP  6 

Einführung in die Biomathematik 
1 Vorlesung 

1 Übung 

1 
 

1 K 5 

Theorie zur allgemeinen,  
anorganischen und organischen  
Chemie – CH 1 

1 Vorlesung 
1 Tutorium 

1   ZP 

unbenotet 

4 

Zoologie 1 Vorlesung 1   K 5 

Praktikum zur anorganische und 
organische Chemie 

2 Vorlesung 

1 Seminar 

2 Exp. Übung 

2 CH 1 2 ZP 

unbenotet 

6 

Physik 1 Vorlesung 

1 Übung 

1 Exp. Übung 

1 o. 2 

1 o. 2 

2 

 1 K 

unbenotet 

6 

Pflanzenphysiologie 
1 Vorlesung 

1 Exp. Übung 

2  
1 

K 6 

Besonderheiten der Gärtnerischen 
Pflanzenproduktion 

5 Vorlesungsteile 2 
 

 ZP 5 

Einführung in die Genetik und  
moderne Pflanzenzüchtung 

1 Vorlesung 

1 Seminar 

1 Exp. Übung 

3  2 K 6 

Allgemeine Biologie:  

Mikrobiologie  

1 Vorlesung 

1 Tutorium 

3  1 K 4 
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Nährstoffe im System Pflanze-Boden-
Umwelt 

1 Vorlesung 

1 Seminar 

1 Exp. Übung 

3  1 ZP 6 

Grundlagen, Messung und Regelungen 
von Wachstumsfaktoren 

1 Vorlesung 

1 Exp. Übung 

3  1 ZP 6 

Ökonomie für Biosysteme 3 Vorlesungsteile 3   ZP 6 

Grundlagen der Phytomedizin I:  
Etiologie 

1 Vorlesung 

1 Exp. Übung 

4  1 ZP 6 

Einführung in die Biostatistik 1 Vorlesung 

1 Übung 

4   K o. M 6 

Bodenkunde 1 Vorlesung 

1 Exp. Übung 

4  1 ZP 6 

 

Modul Lehr-
veranstaltungen 

Semes-
ter 

Voraus-
setz. f. d. 

Zulassung

Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung 

Leis-
tungspu

nkte 

Pflanzenbau: Gemüse 1 Vorlesung 

1 Exp. Üb./Exk. 

4  1 K o. M 3 

Pflanzenbau: Zierpflanzenbau 1 Vorlesung 

1 Exkursion 

4  1 K o. M 3 

Pflanzenbau:  

Modellkulturen der Baumschule 

1 Vorlesung 

1 Exp. Üb./Exk. 

4  1 K o. M 3 

Pflanzenbau: Obst 1 Vorlesung 

1 Exp. Üb./Exk. 

4  1 K o. M 3 

Summe      120 

 

Anlage 1.2: Wahlpflichtmodule aus dem Softskill-Bereich des Bachelorstudiums 

Studierende müssen aus diesem Bereich der Wahlpflichtmodule des Softskill-Bereiches mindestens 12 Leis-
tungspunkte erwerben. Die für diesen Studiengang, im aktuellen Semester angebotenen Module im Modul-
katalog können ohne Antrag gewählt werden. Fachfremde Module nur auf Antrag und mit Zustimmung des 
Prüfungsausschusses.  

 

Modul Semester Leistungspunkte 

Wahlpflichtmodule aus dem Softskill-Bereich ab 2 bis 6 12 

 

Anlage 1.3: Wahlpflichtmodule des Vertiefungsbereiches im des Bachelorstudium 

Studierende müssen aus diesem Bereich der Wahlpflichtmodule mindestens 36 Leistungspunkte erwerben. 
Die für diesen Studiengang, im aktuellen Semester angebotenen Module im Modulkatalog, können ohne An-
trag gewählt werden. Fachfremde Module nur auf Antrag und mit Zustimmung des Prüfungsausschusses. 
Weitere Wahlpflichtmodule aus dem Angebot der Wirtschaftswissenschaften der LUH können gewählt werden. 

 

Modul Semester Leistungspunkte 

Wahlpflichtmodule aus dem Vertiefungsbereich 5-6 36 
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Anlage 1.4: Modul für die Bachelorarbeit 

Modul Semester Voraussetz. f. d. 
Zulassung 

Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung 

Leistungs-
punkte 

Bachelorarbeit 5-6 mind. 90 LP  
Bachelorar-

beit 
12 

 

Das Modul Bachelorarbeit enthält genau eine Prüfung, die Bachelorarbeit. 

 

 

Anlage 2.1: Pflichtmodul des Masterstudiums 

Modul Lehr-
veranstaltungen 

Semes-
ter 

Voraus-
setz. f. d. 

Zulassung 

Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung 

Leistungs-
punkte 

Schlüsselqualifikationen für  
Studierende der Pflanzenwissenschaften 

Seminar 

je nach Wahl 

1-4  1 ZP 

unbenotet 

6 

Forschungspraktikum Praktikum ab 1  1 - 12 

Summe      18 

 

 

Anlage 2.2: Wahlpflichtmodule des Masterstudiums 

Studierende müssen aus diesem Bereich der Wahlpflichtmodule mindestens 72 Leistungspunkte erwerben 
Die für diesen Studiengang, im aktuellen Semester angebotenen Module im Modulkatalog, können ohne 
Antrag gewählt werden. Fachfremde Module nur auf Antrag und mit Zustimmung des Prüfungsausschusses. 
Weitere Wahlpflichtmodule aus dem Angebot der Wirtschaftswissenschaften der LUH können gewählt wer-
den. 

 

Modul Semester Leistungspunkte 

Wahlpflichtmodule  des Masterstudiums 1-4 72 

 
 

Anlage 2.3: Modul für die Masterarbeit 

Modul Semester Voraussetz. f. d. 
Zulassung 

Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung 

Leistungs-
punkte 

Masterarbeit mit Kolloquium 1-4   Masterarbeit 

und Kolloqu-
ium 

30 

 

Das Modul Masterarbeit enthält zwei Prüfungsteile, die Masterarbeit und das Kolloquium.  
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Der Fakultätsrat der Naturwissenschaftlichen Fakultät der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover hat am 
23.05.2012 die nachstehende geänderte Prüfungsordnung für den Masterstudiengang Biologie der Pflanzen beschlos-
sen. Das Präsidium hat die Änderung am 20.06.2012 gemäß § 37 Abs. 1 Nr. 5. b) NHG genehmigt. Sie tritt nach ihrer 
hochschulöffentlichen Bekanntmachung im Verkündungsblatt der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover zum 
01.10.2012 in Kraft. 
 
 

Änderung der Prüfungsordnung für den Masterstudiengang Biologie der Pflanzen 
 
 

Die Naturwissenschaftliche Fakultät der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover hat gemäß §§ 7 
Abs. 3, 44 Abs. 1 des Niedersächsischen Hochschulgesetzes die nachfolgende Prüfungsordnung für den 
Masterstudiengang Biologie der Pflanzen beschlossen.  

 

Erster Teil: Bachelorprüfung 

 

§§ 1-6 entfallen 

 

 

Zweiter Teil: Masterprüfung 

 

§ 7 Zweck der Prüfung und Hochschulgrad 

(1) 1Die Masterprüfung bildet einen weiteren berufsqualifizierenden Abschluss des Studiums. 2Durch die 
Masterprüfung soll festgestellt werden, ob der Prüfling die für den Übergang in die Berufspraxis notwendigen 
Fachkenntnisse und Handlungskompetenzen erworben hat, die fachlichen Zusammenhänge des Faches 
überblickt und die Fähigkeit besitzt, nach wissenschaftlichen Grundsätzen selbstständig zu arbeiten und 
wissenschaftliche Erkenntnisse anzuwenden. 

(2) Nach bestandener Masterprüfung verleiht die Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover den aka-
demischen Grad „Master of Science (M. Sc.)“. 

 

§ 8 Dauer und Gliederung des Studiums 
1Die Regelstudienzeit beträgt zwei Jahre. 2Der Zeitaufwand für das Präsenzstudium und Selbststudium be-
trägt 120 ECTS-Leistungspunkte (Leistungspunkte) zu in der Regel je 30 Stunden. 3Das Studium gliedert 
sich in vier Semester. 

 

§ 9 Aufbau und Inhalt der Prüfung 

(1) 1Die Masterprüfung wird studienbegleitend abgenommen. 2Sie besteht aus den Pflichtmodulen nach An-
lage 2.1, den zusätzlichen Pflicht- und Wahlpflichtmodulen des jeweiligen Studienschwerpunktes nach Anla-
ge 2.2, den Ergänzenden Wahlmodulen nach Anlage 2.3 und dem Modul „Masterarbeit“ nach Anlage 2.4. 
3Die den Modulen zugeordneten Lehrveranstaltungen ergeben sich aus dem Modulkatalog des Studienleit-
fadens. 

(2) 1Der Studiengang bietet fünf Studienschwerpunkte / Majors zur Wahl: Geobotanik, Mikrobiologie, Pflan-
zengenetik, Pflanzenphysiologie, Zellbiologie. 2Jeder Studierende legt nach dem ersten Semester mit der 
Auswahl eines Majors seinen individuellen Studienschwerpunkt fest. 3Ein Wechsel des Majors ist auf Antrag 
beim Prüfungsausschuss möglich. 

 

§ 10 Masterarbeit 

(1) 1Das Modul Masterarbeit besteht aus der Masterarbeit und einem Kolloquium. 2Die Masterarbeit soll zei-
gen, dass der Prüfling in der Lage ist, innerhalb einer vorgegebenen Frist ein Problem aus dem Fach selb-
ständig nach wissenschaftlichen Methoden zu bearbeiten. 3Thema und Aufgabenstellung der Masterarbeit 
müssen dem Prüfungszweck (§ 7 Abs. 1) und der Bearbeitungszeit nach Absatz 2 entsprechen.  
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4Für das bestandene Modul Masterarbeit werden 30 Leistungspunkte vergeben. 

(2) 1Die Masterarbeit ist binnen 9 Monaten nach Ausgabe abzuliefern in schriftlicher und zusätzlich elektro-
nischer Form. 2Sie ist in der Regel innerhalb von 4 Wochen von zwei Prüfenden zu bewerten, dabei werden 
der Vortrag und die Diskussion mit in die Bewertung einbezogen. 3Der Verlauf der Masterarbeit kann auch 
bei der Bewertung berücksichtigt werden. 4In diesem Fall sind die zugrunde liegenden Bewertungskriterien 
im Vorfeld zu benennen. 

(3) 1Das Kolloquium umfasst die Darstellung der Masterarbeit und die Vermittlung ihrer Ergebnisse im münd-
lichen Vortrag sowie in einer anschließenden Diskussion. 2Die Dauer beträgt in der Regel 60 Minuten. 

(4) Die Bearbeitungsfrist der Masterarbeit kann – sofern triftige Gründe vorliegen - um höchstens vier  
Wochen verlängert werden.  

(5) Das Thema der Masterarbeit kann nur einmal und nur innerhalb der ersten zwei Monate der Bearbei-
tungszeit zurückgegeben werden. 

(6) Die Masterarbeit kann auch in englischer Sprache verfasst werden. 

(7) Bei der Abgabe der Masterarbeit ist schriftlich zu versichern, dass die Arbeit selbständig verfasst wurde 
und keine anderen als die angegebenen Quellen und Hilfsmittel benutzt wurden, alle Stellen der Arbeit, die 
wörtlich oder sinngemäß aus anderen Quellen übernommen wurden, als solche kenntlich gemacht sind und 
die Arbeit in gleicher oder ähnlicher Form noch keiner Prüfungsbehörde vorgelegen hat. 

 

§ 11 Bestehen und Nichtbestehen 

(1) Die Masterprüfung ist bestanden, wenn die in § 9 in Verbindung mit Anlage 2 genannten Module ein-
schließlich des Moduls „Masterarbeit“ bestanden sind und mindestens 120 ECTS-Leistungspunkte erworben 
wurden. 

(2) Die Masterprüfung ist endgültig nicht bestanden, wenn die Wiederholung einer nicht bestandenen Prü-
fungsleistung, die nach § 9 erforderlich ist, gemäß § 16 nicht mehr möglich ist. 

 

 

Dritter Teil: Gemeinsame Vorschriften 

 

§ 12 Zulassung 

(1) 1Für die Masterprüfung (Prüfung) ist zugelassen, wer in dem betreffenden Studiengang an der Gottfried 
Wilhelm Leibniz Universität Hannover eingeschrieben ist. 2Für Prüfungsleistungen sowie die Masterarbeit ist 
zugelassen, wer die in Anlage 2 bzw. im Modulkatalog für die betreffenden Prüfungsleistungen genannten 
Voraussetzungen erfüllt. 

(2) Die Zulassung wird versagt, wenn in einem vergleichbaren Studiengang eine Prüfung endgültig nicht 
bestanden ist. 

(3) 1Die Zulassung zur Masterarbeit muss gesondert beantragt werden. 2Für die Zulassung zur Masterarbeit 
müssen die Voraussetzungen aus Anlage 2.4 erfolgreich erfüllt sein.  

(4) Die Zulassung nach Abs. 3 wird versagt, wenn die Zulassungsvoraussetzungen nicht erfüllt sind. 

 

§ 13 Erbringung von Prüfungsleistungen durch Schüler und Schülerinnen, 
Zivil-, Sozial- und Grundwehrdienstleistende sowie Auszubildende mit Abitur 

Entfällt 

 

§ 14 Studien- und Prüfungsleistungen 

(1) Prüfungsleistungen sind die Masterarbeit, Klausuren, mündliche Prüfungsleistungen, Seminarleistungen, 
Protokolle, Berichte, Vorträge, Fallstudien, schriftliche Zusammenfassungen, Essays, Hausarbeiten und 
zusammengesetzte Prüfungsleistungen. 
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(2) 1Alle Lehrveranstaltungen und die zugehörigen Prüfungsleistungen können nach vorheriger Ankündigung 
durch die oder den Prüfende(n) in englischer Sprache abgehalten werden. 2Pflichtprüfungsleistungen sind 
auf Verlangen von Prüflingen auch in deutscher Sprache abzuhalten. 

(3) 1Studienleistungen sind insbesondere Laborübungen, Präsenzübungen, Praktikumsberichte, Protokolle, 
Klausuren, Vorträge, Poster und Hausarbeiten, die der laufenden Leistungskontrolle dienen. 2Die Studien-
leistungen beinhalten in der Regel die regelmäßige Teilnahme an der dazugehörenden Lehrveranstaltung. 
3Die zu erbringenden Studienleistungen werden in den jeweiligen Modul- und Veranstaltungsbeschreibun-
gen näher erläutert und von den Lehrenden in Absprache mit den Studierenden spätestens mit Beginn der 
Lehrveranstaltung festgelegt.  

(4) 1Eine Klausur ist eine schriftliche Arbeit unter Aufsicht. 2Die Dauer beträgt in der Regel 90 Minuten. 3Die 
Aufspaltung einer Klausur in mehrere Teilklausuren ist zulässig. 4Die genaue Anzahl der Teilklausuren sowie 
deren Gewichtung ergeben sich aus der Modulbeschreibung. 5Abweichend von den Anlagen bzw. Modulbe-
schreibungen können Klausuren auch durch mündliche Prüfungen ersetzt werden. 6Die Ankündigung der 
Prüfungsform muss spätestens zum Beginn der Meldefristen erfolgen. 

(5) 1Elektronische Prüfungen sind Prüfungen, bei denen die Antworten in elektronische Eingabegeräte er-
fasst und über diese ausgewertet werden. 2Die Dauer richtet sich nach den Anlagen. 

(6) 1Die Dauer der mündlichen Prüfungsleistung beträgt in der Regel pro Prüfling 30 Minuten. 2Sie findet 
nichtöffentlich in Gegenwart einer oder eines Beisitzenden statt, die oder der selbst die durch die Prüfung 
festzustellende oder eine gleichwertige Qualifikation besitzt. 3Die wesentlichen Gegenstände der Prüfungs-
leistung werden in einem Protokoll festgehalten. 4Studierende, die sich in einem späteren Prüfungstermin 
der gleichen Prüfung unterziehen wollen, sowie andere Mitglieder der Hochschule, die ein eigenes berech-
tigtes Interesse geltend machen, sind als Zuhörende bei mündlichen Prüfungen zuzulassen. 5Dies erstreckt 
sich nicht auf die Beratung und Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses an den Prüfling. 6Auf Antrag eines 
Prüflings sind die Zuhörerinnen und Zuhörer nach Satz 4 auszuschließen. 

(7) 1Eine Seminarleistung ist eine selbstständige experimentelle, dokumentarische oder darstellende wis-
senschaftlich-praktische Bearbeitung einer fachspezifischen oder fächerübergreifenden Aufgabenstellung 
sowie die Darstellung dieser Arbeit und ihrer Ergebnisse in einer Präsentation sowie einem mündlichen Vor-
trag mit einer anschließenden Diskussion oder nach Maßgabe der oder des Prüfenden als eine mündliche 
Prüfung gemäß Abs. 5. 2Nach Maßgaben der oder des Prüfenden kann eine Mindestanwesenheit verlangt 
werden. 

(8) 1Ein Protokoll / Bericht ist eine selbständige, vom Umfang begrenzte, wissenschaftliche Arbeit zu einem 
vorgegebenen Thema. 2Er / Es beinhaltet Aufgabenstellung, Problembehandlung, Ergebnisse und Schluss-
folgerung. 

(9) Eine Fallstudie ist eine Auswertung von Daten eines Experimentes, einschließlich der Methodenbe-
schreibung, der Programmlistings, der Interpretation und Schlussfolgerungen in Berichtsform.  

(10) 1In einem Vortrag soll der Prüfling nachweisen, dass er in der Lage ist, einen wissenschaftlichen Sach-
verhalt kurz und präzise darzustellen, und die Fertigkeit beherrscht, in einer wissenschaftlich kritischen Dis-
kussion seinen Standpunkt zu verteidigen. 2Um eine objektive Bewertung zu gewährleisten, muss der Prüf-
ling ein Manuskript des Vortrages vor dem mündlichen Vortrag bei der für den betreffenden Kurs verantwort-
lichen Dozentin oder dem Dozenten abgeben 

(11) 1Eine schriftliche Zusammenfassung, ein Essay, und eine Hausarbeit sind selbstständige schriftliche 
Arbeiten. 2Der Umfang richtet sich nach den Modulbeschreibungen. 

(12) 1Testate können ergänzend zur Bewertung einer Prüfungsleistung herangezogen werden. 2Sie sind 
genau einer Prüfungsleistung zugeordnet und dienen der studienbegleitenden Kontrolle des Lernfortschritts. 
3In die Testtatbewertung können Einzelkriterien wie Mindestanwesenheit, Hausübungen oder mündliche 
bzw. schriftliche Kurzprüfungen eingehen. 4Testatbewertungen werden nicht explizit im Zeugnis ausgewie-
sen, sie gehen nach Maßgabe des oder der Prüfenden in die Bewertung der Prüfungsleistung mit einem 
Gewicht von 25% ein. 5Ein Bestehen der Prüfung muss auch ohne Testatbewertung möglich sein. 
6Erworbene Testatbewertungen können nach Maßgabe des oder der Prüfenden erhalten bleiben, auch 
wenn die Prüfungsleistung nicht bestanden wurde. 7Die Modalitäten zur Durchführung von Testaten und ihre 
Einbeziehung in die Prüfungsnoten sind vom zuständigen Prüfenden bis spätestens zu Veranstaltungsbe-
ginn durch Aushang bekannt zu geben. 
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(13) 1Eine zusammengesetzte Prüfungsleistung kann aus bis zu fünf kleineren Prüfungen bestehen. Teile 
dieser Prüfungsleistungen können Klausuren, mündliche Prüfungen, Protokolle, Seminarleistungen, schriftli-
che Zusammenfassungen, Essays, Hausarbeiten, Fallstudien oder Berichte sein. 2Die genaue Anzahl und 
Art der Prüfungsteile sowie deren Gewichtung ergeben sich aus den Modulbeschreibungen. 

(14) Prüfungs- und Studienleistungen in Form von Gruppenarbeiten sind zulässig, sofern sich die einzelnen 
Beiträge aufgrund objektiver Kriterien deutlich abgrenzen und getrennt bewerten lassen. 

(15) Bei der Abgabe von schriftlichen Hausarbeiten ist schriftlich zu versichern, dass die Arbeit selbständig 
verfasst wurde und keine anderen als die angegebenen Quellen und Hilfsmittel benutzt wurden und alle 
Stellen der Arbeit, die wörtlich oder sinngemäß aus anderen Quellen übernommen wurden, als solche kennt-
lich gemacht sind. 

(16) Sind in den fachspezifischen Anlagen bzw. in den Modulbeschreibungen in einem Modul alternative 
Prüfungsformen vorgesehen oder kann gem. § 14 Abs. 4 eine Prüfungsform durch eine andere ersetzt wer-
den, muss die Ankündigung der Prüfungsform spätestens zum Beginn der Meldefrist erfolgen.  

 

§ 15 Anmeldung 

(1) Für jede Prüfungsleistung ist innerhalb der vom Prüfungsausschuss festgesetzten Prüfungszeiträume 
eine gesonderte Anmeldung erforderlich.  

(2) 1Pro Semester gibt es für jedes angebotene Modul zwei Prüfungszeiträume. 2Eine Prüfungsanmeldung 
außerhalb der Semesterlage des jeweiligen Moduls ist nicht möglich. 3Ausgenommen von dieser Regelung 
sind Module, die zumindest teilweise in der vorlesungsfreien Zeit stattfinden. 4Für diese Fälle wird ein  
semesterübergreifender Prüfungszeitraum angeboten. 5Bei semesterübergreifend stattfindenden Modulen 
sind die Prüfungszeiträume an die Semesterlage der einzelnen Prüfungsleistungen gebunden. 

(3) 1Im Bereich der Wahlpflichtmodule nach den Anlagen 2.2. oder der Ergänzenden Wahlmodule nach der 
Anlage 2.3 können jeweils mehr Module abgelegt werden, als zur Erlangung der notwendigen Leistungs-
punkte erbracht werden müssen. 2Zur Berechnung der Gesamtnote nach § 19 Abs. 4 werden die Module mit 
den besten Bewertungen herangezogen. 3Die übrigen Module werden als Zusatzprüfungen gem. § 21  
behandelt. 4Alle gewählten Wahl- oder Wahlpflichtmodule müssen gem. § 16 bestanden bzw. entsprechend 
der Wiederholungsregelungen bis zum Bestehen oder endgültigem Nichtbestehen wiederholt werden. 5Ein 
endgültiges Nichtbestehen eines Moduls führt gemäß § 11 Abs. 2 zum endgültigen Nichtbestehen des  
Studiengangs. 6Im begründeten Fall kann auf Antrag des Studierenden vom Prüfungsausschuss entschie-
den werden, dass maximal ein nicht bestandenes Wahlpflicht- bzw. Wahlmodul durch ein anderes Wahl-
pflicht- bzw. Wahlmodul je Studiengang ersetzt wird. 

 

§ 16 Wiederholung 

(1) 1Bestandene Prüfungsleistungen können nicht wiederholt werden. 2Eine nicht bestandene Prüfungsleis-
tung kann zweimal wiederholt werden. 3Wiederholungsprüfungen sollten möglichst zum nächsten regulären 
Prüfungstermin, der für das Modul angeboten wird, abgelegt werden.  

(2) Eine nicht bestandene schriftliche Prüfungsleistung kann nach Wahl der oder des Prüfenden auch in 
einer anderen Prüfungsform gemäß § 14 wiederholt werden.. 

(3) Eine nicht bestandene Masterarbeit kann einmal wiederholt werden. 

 

§ 17 Versäumnis, Rücktritt 

(1) 1Der Rücktritt von einer Anmeldung zu einer Klausur kann bis zum Beginn der Prüfung erfolgen. 2Das gilt 
auch für eine Klausur, die Bestandteil einer zusammengesetzten Prüfungsleistung ist. 3Bei zusammenge-
setzten Prüfungsleistungen, die ausschließlich aus Klausuren bestehen, gibt es nur einen kompletten Rück-
tritt von der Gesamtprüfung zum 1. Klausurteil. Ansonsten gilt §19 Absatz 3. 4Das Nichterscheinen zu einem 
festgesetzten Klausurprüfungstermin wird als Rücktritt gewertet. 5Der Rücktritt vor einer mündlichen Prüfung 
muss spätestens sieben Werktage vor dem Prüfungstermin gegenüber dem Prüfer und dem Prüfungsaus-
schuss erklärt werden. 6Der Rücktritt nach den Sätzen 1 bis 3 ist ohne Angabe von Gründen zulässig. 

(2) 1Bei Versäumnis eines festgesetzten Abgabetermins oder bei Rücktritt von einer Prüfungsleistung entge-
gen Absatz 1 gilt die betreffende Prüfungsleistung als mit „nicht ausreichend“ bewertet. 2Abweichend hiervon 
gilt die Prüfungsleistung als nicht unternommen, wenn für das Versäumnis oder den Rücktritt triftige Gründe 
unverzüglich schriftlich angezeigt und glaubhaft gemacht werden. 3Im Krankheitsfall ist ein fachärztliches 
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oder amtsärztliches Attest vorzulegen. 4Die Entscheidung über die Anerkennung der triftigen Gründe trifft der 
Prüfungsausschuss.  

(3) In Fällen, in denen der Abgabetermin aus triftigen Gründen nicht eingehalten werden kann, kann der 
Prüfungsausschuss entscheiden, dass lediglich der Abgabetermin für die Prüfungsleistung um höchstens 
zwei Wochen hinausgeschoben wird, ohne dass die Prüfungsleistung als nicht unternommen gilt. 

(4) Der Rücktritt von allen übrigen Studien- und Prüfungsleistungen gemäß § 14 ist ausgeschlossen. 

 

§ 18 Täuschung, Ordnungsverstoß 

(1) 1Beim Versuch, das Ergebnis einer Prüfungsleistung durch Täuschung zu beeinflussen, gilt die betref-
fende Prüfungsleistung als mit „nicht bestanden“ bewertet. 2Das Mitführen nicht zugelassener Hilfsmittel 
nach Klausurbeginn ist stets ein Täuschungsversuch. 3In besonders schwerwiegenden Fällen – insbesonde-
re bei Plagiaten oder einem wiederholten Verstoß nach Satz 2 – kann der Prüfungsausschuss den Prüfling 
von der Erbringung weiterer Prüfungs- und Studienleistungen ausschließen. 

(2) Wer sich eines Ordnungsverstoßes schuldig macht, kann von der Fortsetzung der betreffenden  
Prüfungsleistung ausgeschlossen werden; in diesem Fall gilt die betreffende Prüfungsleistung als mit „nicht 
bestanden“ bewertet. 

 

§ 19 Bewertung und Notenbildung 

(1) 1Prüfungsleistungen werden von den Prüfenden in der Regel binnen vier Wochen bewertet. 2Prüfungs-
leistungen werden in der Regel benotet. 3Unbenotete Prüfungsleistungen werden mit „bestanden“ oder 
„nicht bestanden“ bewertet. 4Dabei sind folgende Notenstufen zu verwenden: 

1,0; 1,3 = sehr gut = eine besonders hervorragende Leistung, 

1,7; 2,0; 2,3 = gut = eine erheblich über den durchschnittlichen Anforderungen liegende Leistung, 

2,7; 3,0; 3,3 = befriedigend = eine Leistung, die in jeder Hinsicht den durchschnittlichen Anforderungen ent-
spricht, 

3,7; 4,0 = ausreichend = eine Leistung, die trotz ihrer Mängel den Mindestanforderungen entspricht, 

5,0 = nicht ausreichend = eine Leistung, die wegen erheblicher Mängel den Anforderungen nicht mehr ge-
nügt. 
5Eine mit „nicht ausreichend“ bewertete Prüfungsleistung ist nicht bestanden. 

(2) 1Wird eine Prüfungsleistung durch zwei Prüfende bewertet, ist sie bestanden, wenn beide die Prüfungs-
leistung mit mindestens „ausreichend“ oder „bestanden“ bewerten. 2Die Note errechnet sich in diesem Fall 
aus dem Durchschnitt der von den Prüfenden festgesetzten Einzelnoten. 

(3) 1Eine zusammengesetzte Prüfungsleistung gem. § 14 Abs. 12 ist bestanden, wenn der anhand der Ge-
wichtung der einzelnen Noten errechnete Durchschnitt mindestens 4,0 beträgt. 2Dabei ist es unerheblich, ob 
die einzelnen Teilleistungen bestanden wurden. 3Gleiches gilt für eine gem. § 14 Abs. 4 in mehrere Teile 
aufgespaltene Klausur. 4Eine unbenotete zusammengesetzte Prüfungsleistung gem. § 14 Abs. 12 ist be-
standen, wenn 50% der Teilleistungen bestanden sind. 

(4) 1Die Gesamtnote der Prüfung ist das arithmetische Mittel der Noten aller benoteten Prüfungsleitungen. 
2Dabei werden die in der Modulbeschreibung aufgeführten Leistungspunkte als Gewichte verwendet. 
3Soweit sich durch die Wahl des letzten Moduls, das zum Erreichen der nach §11 Abs.1 erforderlichen Leis-
tungspunkte notwendig ist, eine geringfügige Überschreitung dieser Punktezahlen ergibt, werden die Module 
bei der Berechnung der Gesamtnote einbezogen. 4Die Gesamtnote lautet 

bei einem Durchschnitt bis 1,5 sehr gut,  

bei einem Durchschnitt über 1,5 bis 2,5 gut, 

bei einem Durchschnitt über 2,5 bis 3,5 befriedigend, 

bei einem Durchschnitt über 3,5 bis 4,0 ausreichend, 

bei einem Durchschnitt über 4,0 nicht ausreichend. 
5Ist der Gesamtnotendurchschnitt mindestens 1,3 oder besser, so wird das Prädikat „mit Auszeichnung“  
verliehen.  
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(5) 1Zusätzlich zur Gesamtnote gem. Abs. 4 wird eine relative ECTS-Notenverteilung in Form einer Einstu-
fungstabelle ausgewiesen. 2Die Ermittlung basiert auf dem ECTS Users´ Guide der Europäischen Kommis-
sion in der jeweils geltenden Fassung. 3Innerhalb der Rahmenvorgaben des Präsidiums werden die Para-
meter für die Kohortenbildung durch die den Studiengang anbietende Fakultät festgelegt, die Notenvertei-
lung ermittelt und auf den Abschlussdokumenten ausgewiesen. 

(6) Bei der Bildung der Note nach den Absätzen 2 bis 4 wird nur die erste Dezimalstelle hinter dem Komma 
berücksichtigt; alle weiteren Stellen werden ohne Rundung gestrichen. 

(7) 1Die Gesamtnote des Studiums wird zusätzlich als Grade Point Average (GPA) ausgewiesen. 2Hierzu 
werden die nach Abs. 1 bewerteten Prüfungsleistungen zusätzlich in folgenden GPA-Notenwertäquivalenten 
ausgewiesen:  

Note   Notenwertäquivalente 

1,0 = 4,0  

1,3 = 3,7 

1,7 = 3,3  

2,0 = 3,0 

2,3 = 2,7  

2,7 = 2,3 

3,0 = 2,0  

3,3 = 1,7 

3,7 = 1,3  

4,0 = 1,0 
3Aus den Notenwertäquivalenten der Prüfungsleistungen werden gem. § 20 Abs. 2 Notenwertäquivalente für 
die Modulnoten gebildet. 4Anhand der Notenwertäquivalente der Module wird der GPA gem. Abs. 4 als 
Durchschnitt der Notenwertäquivalente ermittelt. Abs. 6 gilt entsprechend. 

 

§ 20 Leistungspunkte und Module 

(1) Die in den Anlagen aufgeführten Leistungspunkte werden vergeben, wenn die geforderten Prüfungsleis-
tungen bestanden und die zugehörigen Studienleistungen erbracht wurden. 

(2) 1Ein Modul ist nach Erwerb aller in der jeweiligen Anlage genannten Leistungspunkte bestanden. 2Die 
Modulnote wird gemäß § 19 Abs. 4 aus den Noten der im Rahmen des Moduls bestandenen benoteten Prü-
fungsleistungen gebildet. 

 

§ 21 Zusatzprüfungen 
1Studierende können sich weiteren als den für die Erreichung der Mindestleistungspunktzahl erforderlichen 
Prüfungen unterziehen (Zusatzprüfungen). 2Die Ergebnisse dieser Zusatzprüfungen werden - auf Antrag 
nicht - in das Zeugnis bzw. die Bescheinigungen gemäß § 24 aufgenommen, jedoch bei der Festsetzung der 
Gesamtnote nicht mit einbezogen. 

 

§ 22 Anrechnung 

(1) 1Bestandene und nicht bestandene Prüfungs- und Studienleistungen, die im Inland oder Ausland in dem-
selben oder einem vergleichbaren Studiengang unternommenen wurden, werden angerechnet, wenn die 
Institution, an der die Prüfungs- oder Studienleistungen unternommen wurde, einer deutschen Hochschule 
gleichsteht und die auswärtige Leistung nach Umfang und Inhalt im wesentlichen der Prüfungs- oder Stu-
dienleistungen entspricht, für die eine Anrechnung begehrt wird oder wenn die Anrechnung von Amts wegen 
erfolgt. 2Im Zweifel sind Stellungnahmen der Zentralstelle für ausländisches Bildungswesen bzw. des Prüfers 
einzuholen. 3Außerhalb des Studiums erbrachte berufspraktische Leistungen werden angerechnet, wenn sie 
gleichwertig sind.  
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(2) 1Für angerechnete Prüfungsleistungen werden die Noten übernommen oder bei abweichender Noten-
skala umgerechnet, die darauf entfallenden Studienzeiten angerechnet und gegebenenfalls Leistungspunkte 
entsprechend den Anlagen 2.2 bis 2.3 vergeben. 2Ist eine Notenumrechnung nicht möglich, bleibt die Prü-
fungsleistung unbenotet; dies gilt insbesondere im Fall des Abs. 1 Satz 3. 3Die Anrechnung wird im Zeugnis 
gekennzeichnet. 

(3) 1Prüfungs- und Studienleistungen im Masterstudiengang, die außerhalb der Gottfried Wilhelm Leibniz 
Universität Hannover erbracht wurden, werden im Umfang von zusammen höchstens 42 der nach § 8 erfor-
derlichen Leistungspunkte angerechnet. 2Über Ausnahmen entscheidet auf Antrag der Prüfungsausschuss. 

(4) Eine außerhalb der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover erbrachte Masterarbeit wird nicht an-
gerechnet. 

(5) Abweichende Anrechnungsbestimmungen aufgrund von Vereinbarungen mit ausländischen Hochschulen 
bleiben unberührt. 

 

§ 23 Einsicht in die Prüfungsakten 
1Nach Abschluss der Prüfung wird den Studierenden auf Antrag Einsicht in die vollständigen Prüfungsakten 
gewährt. 2Der Antrag ist spätestens binnen eines Jahres nach Aushändigung des Zeugnisses oder des Be-
scheides über die endgültig nicht bestandene Prüfung zu stellen. 

 

§ 24 Zeugnisse und Bescheinigungen 

(1) 1Über die bestandene Prüfung wird unverzüglich ein Zeugnis ausgestellt, das den Studienschwerpunkt 
(Major), die Module und deren Noten, die Arbeit und deren Note sowie die Gesamtnote der Prüfung und die 
erworbenen Leistungspunkte enthält. 2Dem Zeugnis wird ein Verzeichnis der bestandenen Module (ein-
schließlich der Masterarbeit) beigefügt. 3Das Verzeichnis beinhaltet die zugeordneten Lehrveranstaltungen 
und Leistungspunkte sowie die Benotung oder Bewertung der Prüfungsleistungen. 4Alle Noten werden 
zugleich als Dezimalzahl ausgewiesen. 5Das Datum des Zeugnisses ist der Tag, an dem die Prüfung be-
standen wurde. 6Mit gleichem Datum wird eine Urkunde über den verliehenen akademischen Grad und ein 
Diploma Supplement ausgestellt. 

(2) Über endgültig nicht bestandene Prüfung ergeht ein schriftlicher Bescheid. 

(3) 1In den Fällen der Abs. 1 und 2, sowie bei anderweitigem Ausscheiden aus dem betreffenden Studien-
gang an der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover wird auf Antrag eine Bescheinigung ausgestellt, 
welche die bestandenen Prüfungsleistungen, deren Bewertungen und die dafür vergebenen Leistungspunk-
te aufführt. 2Im Fall des Abs. 2, 2. Alternative weist die Bescheinigung darauf hin, dass die Prüfung endgültig 
nicht bestanden ist. 

(4) Alle Zeugnisse, Urkunden und Bescheinigungen werden in deutscher und in englischer Sprache ausge-
stellt. 

 

§ 25 Prüfungsausschuss 

(1) 1Für die Organisation der Prüfungen und zur Wahrnehmung der Aufgaben nach dieser Prüfungsordnung 
wird aus Mitgliedern der Naturwissenschaftlichen Fakultät ein Prüfungsausschuss gebildet. 2Über die Zu-
sammensetzung entscheidet die Fakultät. 3Dem Prüfungsausschuss gehören fünf Mitglieder an, und zwar 
drei Mitglieder, welche die Hochschullehrergruppe vertreten, ein Mitglied, das die Mitarbeitergruppe vertritt 
und in der Lehre tätig ist, sowie ein Mitglied der Studierendengruppe. 4Der Vorsitz und der stellvertretende 
Vorsitz müssen von Mitgliedern der Hochschullehrergruppe ausgeübt werden; sie und die weiteren Mitglie-
der des Prüfungsausschusses sowie deren Vertretungen werden durch die jeweiligen Gruppenvertretungen 
in der Naturwissenschaftlichen Fakultät gewählt. 5Das studentische Mitglied hat bei der Bewertung und An-
rechnung von Prüfungsleistungen nur beratende Stimme. 

(2) 1Der Prüfungsausschuss fasst seine Beschlüsse mit der Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen; 
Stimmenthaltungen gelten als nicht abgegebene Stimmen. 2Der Prüfungsausschuss ist beschlussfähig, so-
weit die Mehrheit der stimmberechtigten Mitglieder anwesend ist. 

(3) 1Der Prüfungsausschuss kann sich eine Geschäftsordnung geben. 2Über die Sitzungen des Prüfungs-
ausschusses wird eine Niederschrift geführt. 3In dieser sind die wesentlichen Gegenstände der Erörterung 
und die Beschlüsse des Prüfungsausschusses festzuhalten. 
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(4) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses haben das Recht, an der Abnahme der Prüfungen beobachtend 
teilzunehmen.  

(5) 1Die Sitzungen des Prüfungsausschusses sind nicht öffentlich. 2Die Mitglieder des Prüfungsausschusses 
und deren Vertretungen unterliegen der Amtsverschwiegenheit. 3Sofern sie nicht im öffentlichen Dienst ste-
hen, sind sie durch die Vorsitzende oder den Vorsitzenden zur Verschwiegenheit zu verpflichten. 

(6) 1Der Prüfungsausschuss kann Befugnisse widerruflich auf den Vorsitz und den stellvertretenden Vorsitz 
übertragen. 2Der Prüfungsausschuss kann sich zur Erfüllung seiner Aufgaben einer von ihm beauftragten 
Stelle bedienen. 3Die oder der Vorsitzende bereitet die Beschlüsse des Prüfungsausschusses vor, führt sie 
aus und berichtet dem Prüfungsausschuss laufend über diese Tätigkeit. 

(7) Der Prüfungsausschuss ermöglicht Studierenden, die eine länger andauernde Behinderung durch amts- 
oder fachärztliches Attest nachweisen, Prüfungsleistungen in gleichwertiger anderer Form, zu anderen Ter-
minen oder innerhalb anderen Fristen zu erbringen. 

(8) 1Alle zur selbstständigen Lehre befugten Personen der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität sind ohne 
besondere Bestellung Prüfende. (Abs. 5 Satz 3 gilt entsprechend). 2Der Prüfungsausschuss kann weitere 
Prüfende bestellen, sofern diese mindestens die durch die Prüfung festzustellende oder gleichwertige Quali-
fikation besitzen. 

 

§ 26 Verfahrensvorschriften 

(1) 1Die allgemeinen Bestimmungen des Verwaltungsrechts sowie die gesetzlichen Regelungen zu Mutter-
schutz und Elternzeit finden im Prüfungsverfahren sinngemäß Anwendung. 2Belastende Verwaltungsakte 
sind schriftlich zu begründen, mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen und bekannt zu geben. 3Gegen 
Entscheidungen, denen die Bewertung einer Prüfungsleistung zu Grunde liegt, kann binnen eines Monats 
nach Zugang des Bescheids Widerspruch eingelegt werden. 

(2) 1Bringt der Prüfling in seinem Widerspruch konkret und substantiiert Einwendungen gegen fachliche Be-
wertungen einer oder eines Prüfenden vor, leitet der Prüfungsausschuss den Widerspruch dieser oder die-
sem Prüfenden zur Überprüfung zu. 2Ändert die oder der Prüfende die Bewertung antragsgemäß, so hilft der 
Prüfungsausschuss dem Widerspruch ab. 3Andernfalls überprüft der Prüfungsausschuss die Entscheidung 
aufgrund der Stellungnahme der oder des Prüfenden insbesondere darauf, ob 

1. das Prüfungsverfahren ordnungsgemäß durchgeführt worden ist, 

2. bei der Bewertung von einem falschen Sachverhalt ausgegangen worden ist, 

3. allgemein gültige Bewertungsgrundsätze nicht beachtet worden sind, 

4. eine vertretbare und mit gewichtigen Argumenten folgerichtig begründete Lösung als falsch bewertet wor-
den ist, oder ob 

5. sich die oder der Prüfende von sachfremden Erwägungen hat leiten lassen. 
4Entsprechendes gilt, wenn sich der Widerspruch gegen die Bewertung durch mehrere Prüfende richtet. 

(3) 1Über den Widerspruch soll innerhalb eines Monats entschieden werden. 

(4) Das Widerspruchsverfahren darf nicht zur Verschlechterung der Prüfungsnote führen. 

 

 

Vierter Teil: Schlussvorschriften 

 

§ 27 Inkrafttreten 

Diese geänderte Prüfungsordnung tritt nach Genehmigung durch das Präsidium und nach ihrer Veröffentli-
chung im Verkündungsblatt der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover am 01.10.2012 in Kraft.  

 

§ 28 Übergangsvorschriften 

entfällt. 
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Anlagen 

Abkürzungen: 

K Klausur „Kx“ bedeutet eine Klausur von x Minuten 
M Mündliche Prüfung „My“ bedeutet eine mündliche Prüfung von ca. y Minuten 
Z Zusammenfassung 
E Essay 
S Seminarleistung 
V Vortrag 
B Bericht 
P Protokoll 
F Fallstudie 
T Testat 
Exp Laborübungen (Experimentelle Arbeit im Labor) 
Po Poster 
TN Teilnahmepflicht 
ZP Zusammengesetzte Prüfungsleistung 

 

Anlage 1: entfällt 

 

Anlage 2.1: Allgemeine Pflichtmodule des Masterstudiums 

 

Modul Lehr-
veranstaltungen

Semes-
ter 

Voraus-
setzungen 

für die 
Zulassung 

Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung 

Leistungs-
punkte 

(PM1) 
Schlüsselqualifikationen für Studie-
rende der Pflanzenwissenschaften  

Seminar 
je nach Wahl 1- 4 - 1 

ZP, unbeno-
tet 

6 

(PM-GB1) 
Ökosysteme: Konkrete  
Beispiele  
(Einführungsmodul Geobotanik) 

1 Vorlesung 
1 Experimentelle 
Übung 

1  -   K90 o. M30 6 

(PM-MB1) 
Molekulare Mikrobiologie  
(Einführungsmodul Mikrobiologie) 

1 Vorlesung 
1 Experimentelle 
Übung 

1 -  1 K90 o. M30 6 

(PM-MP1)  
Molekulare Pflanzenphysiologie 1 - 
Pflanzlicher Primärstoffwechsel 
(Einführungsmodul Pflanzen-
physiologie) 

1 Vorlesung 
1 Experimentelle 
Übung 1 - 2 K90 o. M30 6 

(PM-PG1) 
Molekulare Pflanzengenetik  
(Einführungsmodul Pflanzen-
genetik) 

1 Vorlesung 
1 Experimentelle 
Übung 

1 - 1 K90 o. M30 6 

(PM-ZB1) 
Zellbiologie 1 
(Einführungsmodul Zellbiologie)  

1 Vorlesung
1 Experimentelle 
Übung 
1 Seminar 

1   2 K90 o. M30 6 

     

Summe      36 
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Anlage 2.2: Majormodule 

Studierende wählen einen Major (Anlage 2.2.1 – 2.2.5). Die Majors enthalten als spezielles Pflichtmodul ein 
Forschungsmodul im Umfang von 18 Leistungspunkten – und vertiefende Wahlpflichtmodule im Umfang von 
weiteren, mindestens 18 Leistungspunkten). Näheres hierzu regeln die Anlagen 2.2.1 – 2.2.5. 

 

Anlage 2.2.1: Pflicht- und Wahlpflichtmodule des Major: Geobotanik (GB) 

 

Pflichtmodule: 

Modul Lehr-
veranstaltungen

Semes-
ter 

Voraus-
setzungen 

für die 
Zulassung

Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung 

Leistungs-
punkte 

(PM-GB2) 
Forschungsmodul  Geobotanik   
 
Alternativ kann das Forschungsmodul 
Biologie der Pflanzen belegt werden. 

1  Experimentelle 
Übung 

2 o.3 

Abge-
schlosse-

nes Einfüh-
rungsmodul 
und Bele-

gung 1 
weiteren 

Moduls im 
Major GB 

2 
ZP,  

unbenotet 
18 

Summe      18 

 

 

Wahlpflichtmodule: 

Aus dem Bereich der Wahlpflichtmodule müssen mindestens 18 Leistungspunkte erworben werden. Die für 
den Major Geobotanik im Modulkatalog für das aktuelle Semester angebotenen Wahlpflichtmodule können 
ohne Antrag gewählt werden. Fachfremde Module sind nur auf Antrag und mit Zustimmung des Prüfungs-
ausschusses zulässig. 

 

Modul Semester Studienleistung Prüfungs-
leistung 

Leistungspunkte 

Wahlpflichtmodule des Majors Geobotanik 

 
1-4 0 bis 1 meist 1 18 

 

 

Anlage 2.2.2: Pflicht- und Wahlpflichtmodule des Major: Mikrobiologie (MB) 

Pflichtmodule 

Modul Lehrveranstal-
tungen 

Semes-
ter 

Voraussetzun-
gen für die  
Zulassung 

Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung 

Leistungs-
punkte 

(PM-MB2) 
Forschungsmodul Mikrobiologie 
 
Alternativ kann das Forschungsmodul 
Biologie der Pflanzen belegt werden. 

1 Experimen-
telle Übung 

2 o.3 

Abgeschlossenes 
Einführungsmo-

dul und Belegung 
1 weiteren Mo-

duls im Major MB

2 
 ZP, unbeno-

tet 
18 

Summe      18 
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Wahlpflichtmodule 

Aus dem Bereich der Wahlpflichtmodule müssen mindestens 18 Leistungspunkte erworben werden. Die für 
den Major Mikrobiologie im Modulkatalog für das aktuelle Semester angebotenen Wahlpflichtmodule können 
ohne Antrag gewählt werden. Fachfremde Module sind nur auf Antrag und mit Zustimmung des Prüfungs-
ausschusses zulässig. 

 

Modul Semester Studienleistung Prüfungs-
leistung 

Leistungspunkte 

Wahlpflichtmodule des Majors  
Mikrobiologie 

 

2-4 0 bis 3 meist 1 18 

 

 

Anlage 2.2.3: Pflicht- und Wahlpflichtmodule des Major: Pflanzengenetik (PG) 

Pflichtmodule 

Modul Lehr-
veranstaltungen 

Semes-
ter 

Voraus-
setzungen 

für die 
Zulassung 

Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung 

Leistungs-
punkte 

(PM-PG2) 
Forschungsmodul  
Molekulare Pflanzengenetik  
 
Alternativ kann das Forschungsmodul 
Biologie der Pflanzen belegt werden. 

1  Experimentelle 
Übung 

2 o.3 

Abge-
schlosse-

nes Einfüh-
rungsmodul 
und Bele-

gung 1 
weiteren 

Moduls im 
Major PG 

- 
ZP, 

unbenotet 
18 

Summe      18 

 

 
Wahlpflichtmodule 

 

Aus dem Bereich der Wahlpflichtmodule müssen mindestens 18 Leistungspunkte erworben werden.  
Die für den Major Pflanzengenetik im Modulkatalog für das aktuelle Semester angebotenen Wahlpflicht-
module können ohne Antrag gewählt werden. Fachfremde Module nur auf Antrag und mit Zustimmung des 
Prüfungsausschusses. 

 

Modul Semester Studienleistung Prüfungs-
leistung 

Leistungspunkte 

Wahlpflichtmodule des Majors  
Pflanzengenetik 

 

2-4 0 bis 3 meist 1 18 
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Anlage 2.2.4: Pflicht- und Wahlpflichtmodule des Major: Pflanzenphysiologie (MP) 

Pflichtmodule 

Modul Lehr-
veranstaltungen

Semes-
ter 

Voraus-
setzungen 

für die 
Zulassung

Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung 

Leistungs-
punkte 

(PM-MP2) 
Forschungsmodul  
Molekulare Pflanzenphysiologie   
 
Alternativ kann das Forschungsmodul 
Biologie der Pflanzen belegt werden. 

1  Experimentelle 
Übung 

2 o.3 

Abge-
schlosse-

nes Einfüh-
rungsmodul 

und  
Belegung 1 

weiteren 
Moduls im 
Major MP 

1 
 ZP, unbeno-

tet 
18 

Summe      18 

 

 

Wahlpflichtmodule 

Aus dem Bereich der Wahlpflichtmodule müssen mindestens 18 Leistungspunkte erworben werden. Die für 
den Major Pflanzenphysiologie im Modulkatalog für das aktuelle Semester angebotenen Wahlpflichtmodule 
können ohne Antrag gewählt werden. Fachfremde Module sind nur auf Antrag und mit Zustimmung des Prü-
fungsausschusses zulässig. 

 

Modul Semester Studienleistung Prüfungs-
leistung 

Leistungspunkte 

Wahlpflichtmodule des Majors Pflan-
zenphysiologie 

 

2-4 1 bis 3 meist 1 18 

 

 

Anlage 2.2.5: Pflicht- und Wahlpflichtmodule des Major: Zellbiologie (ZB) 

Pflichtmodule 

Modul Lehr-
veranstaltungen

Semes-
ter 

Voraus-
setzungen 

für die 
Zulassung

Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung 

Leistungs-
punkte 

(PM-ZB2) 
Forschungsmodul  
Zellbiologie   
 
Alternativ kann das Forschungsmodul 
Biologie der Pflanzen belegt werden. 

1 Experimentelle 
Übung 

2 o.3 

Abge-
schlosse-

nes Einfüh-
rungsmodul 
und Bele-

gung 1 
weiteren 

Moduls im 
Major ZB 

2 
ZP,  

unbenotet 
18 

Summe      18 
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Wahlpflichtmodule 

Aus dem Bereich der Wahlpflichtmodule müssen mindestens 18 Leistungspunkte erworben werden. Die für 
den Major Zellbiologie im Modulkatalog für das aktuelle Semester angebotenen Wahlpflichtmodule können 
ohne Antrag gewählt werden. Fachfremde Module sind nur auf Antrag und mit Zustimmung des Prüfungs-
ausschusses zulässig. 

 

Modul Semester Studienleistung Prüfungs-
leistung 

Leistungspunkte 

Wahlpflichtmodule des Majors  
Zellbiologie 

 

2-4 2 bis 3 meist 1 18 

 

 

Anlage 2.3: Ergänzende Wahlmodule 

Aus dem Bereich der ergänzenden Wahlmodule müssen mindestens 18 Leistungspunkte erworben werden. 
Die im Modulkatalog für das aktuelle Semester angebotenen ergänzenden Wahlpflichtmodule können ohne 
Antrag gewählt werden. Alternativ können die Studierenden stattdessen bis zu 18 Leistungspunkte aus den 
Anlagen 2.2.1 bis 2.2.5 oder aus dem aktuellen Modulkatalog des MSc Pflanzenbiotechnologie wählen, die 
bisher nicht studiert wurden. Fachfremde Module sind nur auf Antrag und mit Zustimmung des Prüfungsaus-
schusses zulässig. 

 

Modul Semester Studienleistung Prüfungs-
leistung 

Leistungspunkte 

Ergänzende Wahlmodule (siehe 
Modulkatalog im Studienleitfaden) 

 

2-4 0 bis 3 meist 1 18 

 

 

Anlage 2.4: Modul für die Masterarbeit 

Das Modul Masterarbeit enthält zwei Prüfungsteile, die Masterarbeit und das Kolloquium. 
 

Modul Semester 
ggf. Voraussetzungen 

für die Zulassung* 
Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung 

Leistungs-
punkte 

Masterarbeit mit Kolloquium 3-4 

1 Forschungsmodul (18 
ECTS) im Major und 3 
gewählte Wahlpflicht-
module des Majors, 

davon 2 bereits erfolg-
reich bestanden 

 ZP 30 
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C. Hochschulinformationen 

 
Der Fakultätsrat der Philosophischen Fakultät hat auf seiner Sitzung am 23.05.2012 die folgende Ordnung der inter-
disziplinären Arbeitsstelle DIVERSITÄT – MIGRATION – BILDUNG beschlossen. Das Präsidium hat die Ordnung am 
20.06.2012 genehmigt. Sie tritt am Tage nach ihrer hochschulöffentlichen Bekanntmachung im Verkündungsblatt der 
Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover in Kraft. 

 
Ordnung der interdisziplinären Arbeitsstelle  

DIVERSITÄT – MIGRATION – BILDUNG 
an der Philosophischen Fakultät der Leibniz Universität Hannover 

 
§ 1  

Bezeichnung 

Die Arbeitsstelle ist eine interdisziplinäre Einrichtung der Leibniz Universität Hannover. Sie ist am Institut für 
Berufspädagogik und Erwachsenenbildung, Abteilung Erwachsenenbildung angesiedelt und trägt die Be-
zeichnung Arbeitsstelle DIVERSITÄT – MIGRATION – BILDUNG. Die Einrichtung ist administrativ dem Insti-
tut für Berufspädagogik und Erwachsenenbildung zugeordnet, behält aber ihre Selbständigkeit im Hinblick 
auf die in dieser Ordnung festgelegten Punkte.  

 
§ 2  

Aufgabenstellung 

Aufgaben der Arbeitsstelle sind vor allem, aber nicht abschließend, die folgenden: 

 Koordination, Planung und Durchführung des Lehrangebots im Studienschwerpunkt DIVERSITÄT - 
MIGRATION - BILDUNG; 

 Bündelung und Vernetzung von Forschungsressourcen und Organisierung gemeinsamer  
Forschungsziele und -projekte in der internationalen Bildungs-, Migrations-, Mehrsprachigkeits- und 
Diversityforschung sowie dem Globalen Lernen; 

 Stärkung der internationalen Dimension von Lehre und Forschung; 

 Beratung und Koordination von Qualifizierungsangeboten unter anderem von berufsfeldrelevanten, 
praxisbezogenen Angeboten für Studierende und Angehörige der Philosophischen Fakultät; 

 Vermittlung von Praktika im Kontext interkultureller Bildungsarbeit im In- und Ausland für Studierende. 

 
§ 3  

Mitgliedschaft 

(1)  Mitglieder der Arbeitsstelle können alle Mitglieder und Angehörige der Leibniz Universität Hannover  
sowie anderer universitärer und außeruniversitärer Einrichtungen werden, die an der Arbeit der Arbeits-
stelle beteiligt sind. 

(2)  Ein Antrag auf Mitgliedschaft ist an den Vorstand zu richten, der über die Aufnahme entscheidet. 

 
§ 4  

Leitung, Wahlen, Amtszeiten 

(1) Die Leitung der Arbeitstelle obliegt dem Vorstand. 

(2) Dem Vorstand gehören drei Mitglieder der Hochschullehrergruppe, ein Mitglied der Mitarbeitergruppe 
sowie ein studentisches Mitglied an. 

(3) Weitere Mitglieder der Arbeitsstelle können beratend hinzugezogen werden. 

(4) Der Vorstand wählt aus seiner Mitte ein Mitglied der Hochschullehrergruppe zur geschäftsführenden 
Leiterin bzw. zum geschäftsführenden Leiter, ebenso einen weiteren zur Vertretung. Sie oder er ist 
gleichzeitig Vorsitzende oder Vorsitzender des Vorstands und vertritt die Arbeitsstelle nach außen. In 
dringenden Fällen, in denen eine Entscheidung des Vorstands nicht rechtzeitig herbeigeführt werden  
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kann, trifft sie oder er die erforderlichen Maßnahmen selbst. Sie oder er unterrichtet den Vorstand un-
verzüglich von den getroffenen Maßnahmen. Der Vorstand kann diese Maßnahmen aufheben, sofern 
dies rechtlich möglich ist. 

(5)  Positive Beschlüsse des Vorstands kommen zustande, wenn die Zahl der Ja-Stimmen die Zahl der 
Nein-Stimmen übersteigt. Bei der Zählung bleiben Enthaltungen, ungültige und nicht abgegebene  
Stimmen außer Betracht. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Mehrheit der Stimmen der Gruppe der 
Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer. 

(6)  Die Amtszeit des Vorstands beträgt zwei Jahre und beginnt in der Regel jeweils am 1. Oktober. Die 
Amtszeit des Mitglieds der Studierendengruppe beträgt ein Jahr und beginnt ebenfalls am 1. Oktober. 

 
§ 5  

Mitgliederkonferenz 

(1)  Der Vorstand lädt in der Regel drei Mal pro Semester zu einer Mitgliederkonferenz ein, an der die Mit-
glieder der Arbeitsstelle teilnehmen.  

(2)  Stimmberechtigt sind in der Mitgliederkonferenz die Mitglieder und Angehörigen der Leibniz Universität 
Hannover. Dritte können beratend hinzugezogen werden. 

(3)  Die Mitgliederkonferenz berät den Vorstand in Angelegenheiten von grundsätzlicher Bedeutung und 
dient darüber hinaus der Koordination der Aufgaben in Lehre, Forschung und Beratung. 

(4)  Die Wahlen zum Vorstand werden im Rahmen der Mitgliederkonferenz innerhalb der Statusgruppen 
durchgeführt. Die Wahl des studentischen Mitglieds wird auf Vorschlag der studentischen Vertretung in 
der Mitgliederkonferenz im Fakultätsrat gewählt.  

 
§ 6  

Verwaltung und Verwendung der Ausstattung 

(1) Der Vorstand verwaltet die Arbeitsstelle. Er entscheidet unter Einbeziehung der Mitgliederkonferenz 
über die Verwendung der von der Fakultät zur Verfügung gestellten Mittel im Rahmen der Fakultätsvor-
gaben, über die Zuordnung und Verwaltung der von der Fakultät zugeordneten Arbeitsräume, Seminar-
räume und Geräte sowie über die Verwendung der zur Verfügung gestellten Personalmittel im Rahmen 
der Fakultätsvorgaben.  

(2) Über die Verwendung der Drittmittel entscheidet im Rahmen der Bewilligungsbedingungen und der Lan-
desvorschriften dasjenige Mitglied, das sie eingeworben hat und ihm obliegt die volle Verantwortung im 
Rahmen der Vorgaben der Leibniz Universität Hannover.  

 
§ 7  

Inkrafttreten 

Diese Ordnung tritt am Tage nach ihrer hochschulöffentlichen Bekanntmachung im Verkündungsblatt der 
Leibniz Universität Hannover in Kraft. 
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